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Das NS-Regime (1933-1939) 
 
NS-Gleichschaltung 
Am 7. April 1933 begannen großangelegte "NS-Gleichschaltungswellen", die mit Massenent-
lassungen aller mißliebigen Beamten endeten (gleichzeitige Einführung des NS-Berufsbeam-
tentums).  
Die NSDAP übernahm am 10. April 1933 sämtliche Beamtenverbände und ernannte den 1. 
Mai per Gesetz zum "Feiertag der nationalen Arbeit". 
Joseph Goebbels berichtete am 10. April 1933 (x032/43): >>Von da an beginnt dann die Aus-
einandersetzung mit den Gewerkschaften. Wir werden nicht eher Ruhe bekommen, bis sie 
restlos in unserer Hand sind.<< 
In Berlin wurde am 26. April 1933 das Geheime Staatspolizeiamt ("Gestapa bzw. Gestapo") 
gegründet. 
Hans von Tschammer und Osten (1887-1943) wurde am 28. April 1933 zum NS-Reichssport-
kommissar ernannt, um alle deutschen Sportvereine gleichzuschalten. 
Bernhard Rust (1883-1945) wurde am 30. April 1933 zum NS-Reichsminister für Wissen-
schaft, Erziehung und Volksbildung ernannt. 
Der nordamerikanische Historiker William S. Allen (1932-2013) schrieb später über die "NS-
Machtübernahme" in den deutschen Schulen (x129/54-55): >>Die Umwandlung der Schulen 
in ideologische Bastionen des neuen Staates war ein Prozeß, der fast sofort in Angriff ge-
nommen wurde. Neue Lehrbücher wurden im Jahr 1933 eingeführt. Aus den vorhandenen 
Schulbibliotheken entfernte man die "entartete" Literatur, dafür wurden sie mit Büchern voll-
gestopft, die den Nationalismus und Militarismus verherrlichten.  
Die Lehrer mußten an Kursen teilnehmen, in denen ihnen die Richtlinien dafür gegeben wur-
den, wie Geschichte und andere Fächer gelehrt werden sollten. Als neue Stoffe führte man 
"Rassenlehre" und "Germanische Vorgeschichte" ein. Die Arbeitsgemeinschaften und Schu-
lungskurse für die Lehrer gingen unaufhörlich weiter. Häufig wurden die gleichen Themen in 
jedem Kurs wieder behandelt. Die Lehrer bemühten sich sehr, sich genau an die Richtlinien zu 
halten, da bald bekannt wurde, daß die HJ der NSDAP meldete, was die Lehrer im Unterricht 
taten. 
Neben den neuen Themen und der neuen Einstellung zu alten Themen forderte man von den 
Schulen einen stärkeren Nachdruck auf Sport und körperliche Ertüchtigung, besonders Schie-
ßen und Wehrsport. Im naturwissenschaftlichen Unterricht sollten die Schüler beispielsweise 
Segelflugmodelle bauen. Nationalsozialistische Propagandafilme wurden ausgiebig eingesetzt 
und Radioapparate in den Klassenzimmern aufgestellt, damit die Schüler Propagandareden 
hören konnten. ... 
Die Hitlerjugend spielte in all diesen Veränderungen eine aktive Rolle. Im Jahr 1934 wurde 
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eine Werbeaktion unternommen, um jeden Schüler in die HJ oder den BDM hereinzuholen. 
Vorhandene Schulvereine wurden aufgelöst. Doch dadurch, daß der Einfluß der HJ verstärkt 
wurde, nahm die Autorität der Lehrer beträchtlich ab. Ein früherer Rektor sagte dazu: "Der 
Unterricht wurde fast unmöglich." ...<< 
Der 1. Mai wurde im Jahre 1933 gesetzlicher Feiertag ("Tag der Nationalen Arbeit"). Hitler 
erfüllte damit eine langjährige Forderung der freien Gewerkschaften und der linken Parteien.  
Joseph Goebbels berichtete am 1. Mai 1933 (x032/50): >>Der große Tag des deutschen Vol-
kes ist angebrochen ... richtiges Hitlerwetter.<< 
Der französische Botschafter schrieb damals über diese Maifeier auf dem Tempelhofer Feld 
(x032/50): >>Ja, es ist wirklich ein schönes, ein wundervolles Fest! Die Deutschen und die 
Ausländer, die ihm beiwohnten, nehmen den Eindruck mit, daß ein Hauch der Versöhnung 
und der Einigkeit über das Dritte Reich weht! ...<< 
Das preußische Innenministerium erteilte am 2. Mai 1933 folgende geheime Weisung (x243/-
48): >>An alle Oberpräsidenten, Landräte, Regierungspräsidenten. – Der ... Aktion der 
NSDAP gegen die freien Gewerkschaften ist ... nicht entgegenzutreten. ...<< 
Am 2. Mai 1933 ließ Hitler alle Führer der 36 Arbeitergewerkschaften und der 6 Angestell-
tenverbände in "Schutzhaft" nehmen. Die Gewerkschaftshäuser wurden durch SA-Verbände 
besetzt und sämtliche Gewerkschaften zerschlagen. Die Gewerkschaften wurden später in der 
NS-Zwangorganisation "Deutsche Arbeitsfront" (DAF) zusammengefaßt (1934). Danach ü-
bernahm die NSDAP auch die "gleichgeschalteten" 200 Arbeitgeberverbände und 48 Han-
delsvereinigungen. 
Am 10. Mai 1933 ließ Göring alle SPD-Niederlassungen, Druckereien und Zeitungen sowie 
das gesamte Parteivermögen der SPD beschlagnahmen. Die Polizei- und SA-Einheiten um-
stellten damals vielerorts komplette Gebäudekomplexe und durchsuchten alle Räume nach 
Waffen und "staatsfeindlichen Schriften".  
Bis Ende Juni 1933 ließ Hitler alle 32 Parteien des ehemaligen Deutschen Reichstages verbie-
ten oder auflösen (wie z.B. die SPD am 22.06.1933, DNVP = ehemaliger Koalitionspartner 
der NSDAP am 27.06.1933).  
Am 6. Juli 1933 informierte Hitler während einer öffentlichen Rede über die Ausschaltung 
und Auflösung aller demokratischen Parteien (x149/73): >>Die politischen Parteien sind jetzt 
endgültig beseitigt. Dies ist ein geschichtlicher Vorgang, dessen Bedeutung und Tragweite 
man sich vielleicht noch gar nicht bewußt geworden ist. Wir müssen jetzt die letzten Überre-
ste der Demokratie beseitigen, insbesondere auch die Methoden der Abstimmung und der 
Mehrheitsbeschlüsse, wie sie bis heute noch vielfach bei den Kommunen, in wirtschaftlichen 
Organisationen und Arbeitsausschüssen vorkommen, und die Verantwortung der Einzelper-
sönlichkeit überall zur Geltung bringen.<< 
Am 14. Juli 1933 erließ das NS-Regime ein "Gesetz gegen die Neubildung von Parteien" 
(x032/72): >>... In Deutschland besteht als einzige politische Partei die Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei. ...<< 
Das NS-Regime erließ am 14. Juli 1933 ferner ein "Gesetz über die Verfassung der deutschen 
evangelischen Kirche", um die evangelische Kirche in das NS-System einzuordnen. 
Das NS-Schriftleitergesetz vom 4. Oktober 1933 gewährleistete, daß nur noch rechtsradikale 
Journalisten leitende Positionen übernehmen durften (x023/133): >>Die im Hauptberuf oder 
auf Grund der Bestellung zum Hauptschriftleiter ausgeübte Mitwirkung an der Gestaltung des 
geistigen Inhalts der im Reichsgebiet herausgegebenen Zeitungen und politischen Zeitschrif-
ten durch Wort, Nachricht oder Bild ist eine in ihren beruflichen Pflichten und Rechten vom 
Staat durch dieses Gesetz geregelte öffentliche Aufgabe.  
Niemand darf sich Schriftleiter nennen, der nicht nach diesem Gesetz dazu befugt ist. ...  
Schriftleiter sind in Sonderheit verpflichtet, aus den Zeitungen alles fernzuhalten, was ... ge-
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eignet ist, die Kraft des Deutschen Reiches nach außen oder im Inneren ... zu schwächen ...<<  
Alle wichtigen Verwaltungsposten wurden unverzüglich von "zuverlässigen" NSDAP-Leuten 
besetzt. Bürgermeister, die keine NS-Mitglieder werden wollten, mußten zurücktreten. Hitlers 
NS-Diktatur wurde später von 43 Gauleitern, 890 Kreisleitern, 30.801 Ortsgruppenleitern, 
121.406 Zellenleitern und 539.445 Blockwarten organisiert und durchgesetzt (x090/275). Vie-
le NS-Führer waren gewöhnlich im Verwaltungsbereich hoffnungslos überfordert, so daß man 
weiterhin auf Berufsbeamte angewiesen war. Die Beamten, von denen im Jahre 1939 rd. 28 % 
Parteimitglieder waren, mußten grundsätzlich den Treueid auf den Führer leisten (x051/63).  
Ein NS-Flüsterwitz zum Thema "Gleichschaltung" lautete damals wie folgt:  
>>Wie konjugiert man "gleichschalten"? 
Ich schalte gleich, 
du fliegst raus. 
Er setzt sich rein!<< 
Ernst Niekisch (1889-1967, SPD-Politiker, 1939 zu einer lebenslänglichen Zuchthausstrafe 
verurteilt, danach SED-Politiker) schrieb 1935/36 über die NS-Gleichschaltung (x129/34-35): 
>>Ein Taumel der Gleichschaltung erfaßte das ganze Volk. Alle öffentlichen und privaten 
Einrichtungen, Organisationen und Korporationen, alle wirtschaftlichen Betriebe und kulturel-
len Gesellschaften, alle Verbände und Vereine "schalteten sich gleich".  
Zweck der Gleichschaltung war die Herstellung der "Volksgemeinschaft". Die "Volksgemein-
schaft" ist kein gesellschaftlicher Ordnungszustand höherer Art. Nirgends trügt der Schein 
mehr, als er hier es tut. ...  
In der "Volksgemeinschaft" soll das ganze Volk auf die formlos chaotische Existenzweise 
menschlichen Abschaums heruntergebracht werden. Sinn und Inhalt der Volksgemeinschaft 
ist lediglich die Solidarität des lumpenproletarischen Gesindels. 
Irgendwelche untergeordnete Organe oder Angestellte zogen plötzlich ihr nationalsozialisti-
sches Mitgliedsbuch, daß sie bisher sorgfältig verborgen hatten, aus der Tasche und trumpften 
damit auf; zuweilen war es der Portier, der sich überraschend als Vertrauensmann der nationa-
len Revolution entpuppte und sich über Nacht zum wichtigsten und ersten Mann empor-
schwang. Das Mitgliedsbuch und das braune Hemd waren Ausweise, durch welche sich die 
Inhaber befugt hielten, nach den Zügeln zu greifen und die Leitung zu übernehmen.  
Der Wille der Wähler, der bisher in der Zusammensetzung des Parlaments seinen Ausdruck 
gefunden hatte, galt nichts mehr; die Persönlichkeiten ihres Vertrauens räumten das Feld. Das 
Sprachrohr des Volkswillens war nur noch der Mann mit dem Mitgliedsbuch oder mit dem 
Braunhemd. ... 
Die Gleichschaltung der nationalsozialistischen "Revolution" war die deutsche Spielart jener 
Gleichheit, welche durch die Französische Revolution 1789 verkündet worden war. Die 
Gleichheit war Gleichheit des Rechts; so blieb kein Platz mehr für feudale Vorrechte. Die 
Gleichschaltung ist Vereinheitlichung der Gesichtspunkte, Uniformierung der Gesinnung. 
Sie ist wie ein technischer Prozeß: man drückt auf einen Hebel, und der ganze menschliche 
Bestand ist auf ein Einheitsmodell vereinfacht; niemand weicht vom Nächsten ab. Der 
Mensch verhält sich wie ein mechanisches Element, das von außen her ausgerichtet und in 
Form gebracht wird. Bis zum täglichen Gruß hin reagiert er nach obrigkeitlich verordnetem 
Schema: wer immer zur Tag- und Nachtzeit seinen Nächsten sieht, streckt den Arm in die Luft 
und schreit "Heil Hitler". 
Der Punkt, an dem der Hebel ansetzt, welcher den Menschen gleichschaltet, ist die Existenz-
frage. Wenn der Mann nicht richtig liegt, bekommt er kein Futter mehr. Unverhüllter wurde 
noch niemals auf den Magen gedrückt, um die richtige Gesinnung herauszupressen. Der Be-
amte zitterte um Gehalt und Versorgung: das "Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeam-
tentums" brachte den festen Turm seiner "wohlerworbenen Rechte" zum Einsturz. ...  
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Die nationalsozialistische Empörung über marxistische "Parteibuchbeamte" entlarvte sich als 
purer Brotneid; die "Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" bestand darin, alle Ämter mit 
nationalsozialistischen Parteibuchbeamten zu überschwemmen. Die bürokratische Gleich-
schaltung war eine großangelegte Veranstaltung allgemeiner "Umbonzung". 
Angestellten und Arbeitern erging es nicht besser; sie verloren die Arbeitsplätze, wenn ihr 
Eifer der Gleichschaltung enttäuschte. Entzog sich ein Arbeiter dem anbefohlenen Aufmarsch, 
wurde er fristlos entlassen: er war als "Staatsfeind" nicht würdig, wirtschaftlich geborgen zu 
sein. Der Organisationszwang, dem die Angehörigen der freien Berufe, Gewerbetreibende, 
Handwerker, Kaufleute, Unternehmer unterlagen, bot Handhaben, sie zu maßregeln; wurden 
sie aus ihrer "Berufskammer" entfernt, war ihnen das Recht auf Berufsausübung genommen; 
sie waren brotlos und ins wirtschaftliche Nichts verstoßen.  
Die nationalsozialistische Weltanschauung zog ihre überzeugende Kraft aus der Sorge um den 
Futterplatz; weil der nationalsozialistische Herr den Brotkorb monopolisiert hatte, sang je-
dermann sein Lied. ...<<  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Gleichschaltung" des NS-
Regimes (x051/216-217): >>Gleichschaltung, Wort aus der Elektrotechnik; von der national-
sozialistischen Propaganda eingesetzt zur Bezeichnung der Ausrichtung von Verbänden, Or-
ganisationen, Parteien und schließlich jedes einzelnen Bürgers auf die Ziele der nationalsozia-
listischen Politik; geprägt von Reichsjustizminister Gürtner für die Formulierung des Gesetzes 
vom 31.3.33 zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich.  
Erstes Opfer der Gleichschaltung wurde denn auch der Föderalismus: Nachdem schon in der 
Woche nach der Reichstagswahl vom 5.3.33 alle Länderparlamente auf Druck der NSDAP 
dem Reichsergebnis entsprechend zusammengesetzt worden waren, verfügte am 7.4.33 ein 
zweites Gleichschaltungsgesetz die Entsendung von Reichsstatthaltern. Sie wurden auf Vor-
schlag des Kanzlers vom Reichspräsidenten ernannt, hatten Ernennungsrecht für die Landes-
regierungen und deren Beamte und waren bis auf Epp Gauleiter der NSDAP.  
Der Reichsrat verlor damit als Verfassungsorgan alle Bedeutung und wurde am 30.1.34 vol-
lends überflüssig, als durch "Gesetz über den Neubau des Reiches" alle Hoheitsrechte der 
Länder auf das Reich übergingen. Mit Auflösung des Reichsrates am 14.2.34 und der 
Verreichlichung (Vereinheitlichung) der Justizverwaltungen am 1.4.35 war die Gleichschal-
tung der Länder abgeschlossen.  
Noch rascher verschwand die Parteienvielfalt: Auch ihre Gleichschaltung setzte schon im 
März 33 ein, als sich der Reichstag durch das Ermächtigungsgesetz selbst entmachtete. Die 
KPD war schon seit der Reichstagsbrandverordnung faktisch ausgeschaltet und wurde am 
28.3.33 endgültig verboten; die SPD, die als einzige Widerstand gegen das Ermächtigungsge-
setz geleistet hatte, wurde, eines Großteils ihrer Mitglieder durch Flucht und Verhaftung be-
raubt, am 22.6.33 verboten; die Mitglieder der bürgerlichen Parteien liefen in Scharen zur 
NSDAP über und lösten sich nach und nach selbst auf: am 27.6.33 die DNVP, einen Tag spä-
ter die Staatspartei, am 3.7.33 das Zentrum und tags darauf die BVP.  
Nach dem "Gesetz gegen die Neubildung von Parteien" vom 14.7.33 existierte nur noch die 
NSDAP, die per Gesetz am 1.12.33 zur Körperschaft öffentlichen Rechts aufstieg. Die 
Gleichschaltung des Parteienstaates vollendete das "Gesetz über das Staatsoberhaupt des 
Deutschen Reiches" vom 1.8.34, das die Ämter des Reichspräsidenten und des Regierungs-
chefs verschmolz: Hitler wurde "Führer und Reichskanzler".  
Instrumente der Gleichschaltung der Verbände wurden das Berufsbeamtengesetz und der 
Arierparagraph. Das Schema war immer dasselbe: Auf Druck von NSDAP-Mitgliedern wur-
den die Vorstände der Berufsverbände umgebildet und Nationalsozialisten aufgenommen. Die 
"säuberten" dann die Vorstände und führten die Verbände unter das Dach der Partei.  
Wo das nicht half, griff die NS-Führung zur Gewalt: Am 2.5.33 wurden die Häuser und Büros 
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der Gewerkschaften von SA und Polizei besetzt, ihre Akten beschlagnahmt, ihr Vermögen 
konfisziert und die Organisation in die Deutsche Arbeitsfront überführt. Ähnlich ging es den 
Bauernorganisationen, die sich am 15.9.33 alle zwangsvereinigt fanden im Reichsnährstand. 
Länger hielt sich die gewerbliche Wirtschaft, die aber auch im August 34 enger an den Staat 
gebunden wurde, indem sie in Reichsgruppen unter maßgeblichem Einfluß des Wirtschafts-
ministeriums gegliedert wurde; der Vierjahresplan verpflichtete sie dann am 15.10.36 ganz 
auf die (Kriegs-) Ziele der NS-Führung.  
Zur Gleichschaltung der Meinungen und der Kultur bestellte Hitler mit Goebbels am 13.3.33 
eigens einen Minister für Volksaufklärung und Propaganda. Wer beruflich schreiben, musizie-
ren, filmen, malen, schauspielern wollte, mußte spätestens vom 22.9.33 an Mitglied der ent-
sprechenden Untergliederung der Reichskulturkammer sein. Die Aufnahmebedingungen, u.a. 
der Arierparagraph, sorgten dafür, daß Mißliebige fortan in Deutschland kein Gehör mehr fan-
den.  
Nur die Gleichschaltung der Kirchen gelang nie ganz, obwohl im Kirchenkampf alles versucht 
wurde, diesen letzten Winkel möglicher Opposition zu beseitigen. Die Bestellung des Kir-
chenministers Kerrl am 16.7.35 oder der Kanzelparagraph konnten aber die Widersetzlichkeit 
der Bekennenden Kirche ebenso wenig brechen, wie die Priesterprozesse die katholische Kir-
che in die Knie zwangen.  
Dennoch: Nach dem Sommer 34 gab es kaum einen Deutschen mehr, der nicht auf dem Um-
weg über seinen Beruf, seine Stellung oder seinen Verein in irgendeiner Weise mit der Partei 
verbunden war. Nach Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht (16.3.35), Reichsar-
beitsdienstpflicht (1.7.35) und dem "Gesetz über die Staatsjugend" (1.12.36, Hitlerjugend) 
war die Einbindung der Heranwachsenden in den neuen Staat perfekt.  
Hitler skizzierte seine Vision der totalen Erfassung des Volkes in einer Rede vor Kreisleitern 
im Jahr 1938: Mit zehn hole er die Kinder ins Jungvolk, mit 14 in die HJ, es folgen Partei, SA 
oder SS, dann Arbeitsdienst, Wehrmacht und wieder Parteigliederungen. Hitler schloß mit den 
Worten: "... und sie werden nicht mehr frei ihr ganzes Leben."<<  
 
"Röhm-Putsch" 
Bei der NS-Säuberungsaktion am 30.06./1.07.1934 (sogenannte "Nacht der langen Messer"), 
die nachträglich durch das "Notwehr-Gesetz" vom 3.07.1934 gerechtfertigt wurde, liquidier-
ten Heydrichs SS-Formationen fast alle bekannten SA-Führer, verschiedene politische Gegner 
und unbequeme Regimekritiker.  
Ernst Röhm (Hitlers ältester Kampfgefährte und Duzfreund), den man wegen seiner angebli-
chen homosexuellen Neigungen landesweit verspottete, weigerte sich nach seiner Verhaftung 
am 30. Juni 1934, Selbstmord zu begehen und wurde daraufhin am folgenden Tag im KZ Da-
chau durch den Lagerkommandanten Theodor Eicke erschossen.  
In der amtlichen Todesliste veröffentlichte man später 83 Namen, aber die "Röhm-Affäre" 
forderte tatsächlich mehrere hundert Mordopfer, die nach willkürlichen Verhaftungen liqui-
diert wurden. 
Zu den Mordopfern des sogenannten "Röhm-Putsches" gehörten z.B.: SA-Stabschef Ernst 
Röhm, Gregor Strasser (während der NS-Gründerzeit Hitlers größter Konkurrent und uner-
müdlicher NSDAP-Organisator in Nord- und Westdeutschland), Kurt von Schleicher (letzter 
Kanzler der Weimarer Republik) und seine Frau, Edgar Jung (Anwalt und Politiker, plante 
Hitlers Sturz, schrieb die brisante "Marburger Rede" vom 17.06.1934), Erich Klausener (en-
gagierter Katholik, kritisierte während des 32. Berliner Katholikentages am 24.06.1932 die 
NS-Rassenpolitik), Gustav von Kahr (bayerischer Ministerpräsident, ließ am 9.11.1923 den 
Hitler-Putsch niederschlagen).  
Hitler, der vor der Weltöffentlichkeit erstmalig wie ein Gangsterboß handelte und seine Geg-
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ner rücksichtslos liquidieren ließ, schaffte es relativ leicht, diese Morde als "Staatsnotwehr" 
und die unschuldigen Mordopfer als verbrecherische, minderwertige Staatsfeinde hinzustellen.  
Ernst Röhm (1887 in München geboren) bereitete damals vermutlich keinen direkten Auf-
stand gegen Hitler vor, sondern er beabsichtigte, die "SA-Parteikampfverbände" (ca. 525.000 
Mann) in eine Volksarmee umzuwandeln. Röhm strebte außerdem Verhandlungen mit Eng-
land und Frankreich an.  
Angesichts der Tatsache, daß die deutsche Reichswehr nachdrücklich die Zuständigkeit für 
alle militärischen Angelegenheiten forderte, mußte Hitler unbedingt einen Militärputsch der 
gefährlichen Reichswehr vermeiden. Die Reichswehr war damals die letzte noch nicht gleich-
geschaltete Organisation des Deutschen Reiches, die aufgrund ihrer militärischen Ausbildung 
und Bewaffnung in der Lage war, das NS-Regime kurzfristig auszuschalten.  
Die Raufbolde und Straßenkämpfer der SA hatten außerdem ihre Pflicht getan. Hitler benötig-
te zukünftig keine ungehobelten Landsknechte oder brutale Schlägerbanden, sondern ausge-
bildete Spezialisten und disziplinierte Soldaten. Nach Ausschaltung der SA übernahm die SS 
(Schutzstaffel, ursprüngliche Leibgarde Hitlers) alle wesentlichen Aufgaben der SA, während 
die Reichswehr "Waffenträger der Nation" blieb. Nach der späteren Gleichschaltung der 
Reichswehr kontrollierte Hitler schließlich sämtliche wichtigen Machtpositionen des Deut-
schen Reiches und konnte seine Pläne ungestört realisieren.  
Als Stalin von Hitlers Säuberungsaktion (der "Nacht der langen Messer") erfuhr, soll er Hitler 
angeblich gelobt haben (x080/231): >>Hitler, was für ein Kerl! Der weiß, wie man mit politi-
schen Gegnern fertig wird! ...<< 
Dr. Wolfgang Petter schrieb später über die "Röhm-Affäre" (x051/497-498): >>Röhm-Affäre, 
1934 in die entscheidende Phase tretender und in der Mordaktion vom 30.6./1.7.34 gipfelnder 
Konflikt zwischen Hitler und der SA unter Röhm.  
Als Hitler Ende 30 Röhm dafür gewann, als Stabschef der Sturmabteilung (SA) praktisch de-
ren Führung zu übernehmen, hielt er sie für ausreichend fest strukturiert und von ihren politi-
schen Kampfaufgaben absorbiert, um Röhms ihm bekannter Neigung zum Umbau der SA in 
ein Milizheer zu widerstehen. Eine Reihe höherer SA-Führer hatte sich gegen Röhms Beru-
fung von vornherein gewehrt. Der Widerspruch richtete sich neben Person und Konzeption 
gegen die Führung Röhms, der im Sinne seiner Volksheer-Ideen neben überzeugten National-
sozialisten und Opportunisten auch ursprünglich politisch Andersdenkende und im bürgerli-
chen Sinne Gestrauchelte zur Vereinigung in der Kampfgemeinschaft SA aufrief.  
Zunächst blieben diese Bedenken gegenstandslos. Im Zuge der Terror- und Gleichschal-
tungsmaßnahmen nach der Machtergreifung kamen 25.000 SA-Männer als preußische Hilfs-
polizisten und weitere als KZ-Mannschaften zum Einsatz; die übrigen ca. 500.000 führten die 
politische Agitation und Kriminalität der Vorjahre jetzt als legitime Gewaltinhaber gesteigert 
fort.  
Im Herbst 33 wurden diese Aktivitäten jedoch abgeblasen, die Hilfspolizei entlassen und die 
KZ der SA aufgelöst oder der SS übergeben, die den Terror in gezielterer Weise fortsetzte.  
Die auf dem Höhepunkt ihrer Entfesselung gekappte und zurückgestaute Aggressivität, die 
doch die "raison d'être" (Existenzberechtigung) der SA war, suchte neue Objekte und fand sie 
in der Forderung nach einer neuen Welle der Rache, der sogenannten Zweiten Revolution, an 
subtileren politischen Gegenkräften. Diese Revolutionsrhetorik artikulierte dazu die Enttäu-
schung der zahllosen Arbeitslosen der nationalsozialistischen Bewegung – in der SA überpro-
portional vertreten –, denen die Machtergreifung noch keine Versorgung beschert hatte.  
Dadurch gewann sie eine sozialpolitische Dimension, die die konservativen Stützen Hitlers 
alarmierte und diesem zu entfremden begann. Gegen Hitler selbst lebten die alten Widersetz-
lichkeiten erneut auf, die 1929/30 im Konflikt um den "Legalitätskurs" aufgetreten und mit 
der Entlassung des Obersten SA-Führers Pfeffer unterdrückt worden waren (Stennes-Revolte). 
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Durch diesen Angriff gegen das Bündnis des Nationalsozialismus mit den Etablierten und 
Konservativen wuchs sich die Beschäftigungskrise der SA zur Krise des Regimes aus.  
Am gefährlichsten war der Kollisionskurs, auf den die SA mit der Reichswehr geriet. Im 
Frühjahr 33 hatte Röhm mit General Reichenau vom Reichswehrministerium vereinbart, daß 
die SA zwar von der Reichswehr militärisch ausgebildet, aber nur zum Einsatz für innere 
Aufgaben bewaffnet und ausgestattet werden sollte; als Gegenleistung wurde ihr erlaubt, mit 
Ausnahme des Stahlhelm, den die Reichswehr als wertvolle Ergänzung und als Verbündeten 
empfand, die paramilitärischen Verbände und Kriegervereine zu absorbieren.  
Nach Zusammenstößen mit dem Stahlhelm saugte die SA, in geschickter Taktik seine Selbst-
auslieferung an den Nationalsozialismus ausnützend, auch diese Wehrbewegung auf. Röhm 
unterstanden nun ca. 4,5 Millionen Mann, großenteils weltkriegsgediente, erfahrene Soldaten, 
mit denen er sich jetzt seinen alten Milizplänen zuwandte.  
Im Denken der Zeit spielte das Zwei-Komponenten-Heer nach Seeckt eine große Rolle: offen-
sive Kriegführung durch eine relativ kleine Elitearmee, während die Defensivfronten durch 
eine Miliz zu verteidigen waren.  
Auf dieser Basis wäre ein Kompromiß zwischen SA und Reichswehr schon möglich gewesen. 
Hitler und Blomberg waren jedoch starr auf das klassische Kaderheer fixiert. Röhm verfiel in 
das Gegenextrem, indem er am 1.2.34 das Aufgehen der Reichswehr in der SA und die Redu-
zierung des stehenden Heeres auf eine Kriegsschulungsorganisation für seine Landesverteidi-
gungs-SA forderte. Die Spannungen zwischen dem SA-Führerkorps, das größtenteils aus nicht 
in die Reichswehr übernommenen kaiserlichen Offizieren bestand, und dem etablierten Mili-
tär wuchsen dadurch an.  
Dabei war die Forderung am ehesten Ausdruck der "inhaltlich blinden Dynamik um ihrer 
selbst willen" (Broszat), in die die SA seit Herbst 33 verfiel. Denn der Aufbau eines Milizhee-
res, das Kriegsabenteuer durch seine Schwerfälligkeit nicht erlaubte, mußte letztlich zur Ein-
reihung in die "friedliche Internationale der Frontsoldaten" (Salewski) führen, zu der die 
Überlebenden der Schützengräben vielfach in romantisierender und antizivilistischer Haltung 
neigten. So sah Hitler sein Programm und die Reichswehr ihre Existenz ernsthaft gefährdet.  
Wichtige SA-Führer wie der Obergruppenführer Nord, Lutze, und der Chef des (mit der 
Reichswehr gekoppelten) Ausbildungswesens der SA, Friedrich Wilhelm Krüger, warnten 
Hitler vor Röhms Tendenzen. Hitler hielt nun endgültig die Bändigung der SA für gescheitert, 
die er mit der Einbindung Röhms als Minister in die Reichsregierung (Gesetz zur Sicherung 
der Einheit von Partei und Staat, 1.12.33) und der Mitverantwortung von SA-Sonderbevoll-
mächtigten für die Verwaltung gesucht hatte.  
Angetrieben von Göring, Frick, Goebbels, Reichenau, Himmler und Heydrich steuerte er ab 
März 34 auf eine gewaltsame Auseinandersetzung zu, die er von den Medien propagandistisch 
vorbereiten ließ. Konkurrierende "Schwarze Listen" aus Partei-, SS- und Gestapokreisen be-
stimmten die Todeskandidaten der SA, denen zu offen enttäuschte Konservative – wie Vize-
kanzler Papen und seine Umgebung – hinzugefügt wurden. Die Politische Polizei wurde 
Himmler unterstellt, der damit die SS als Auftragsorgan einsetzen konnte.  
Papens Marburger Rede vom 17.6., in der unter Beifall die konservative Unzufriedenheit öf-
fentlich ausgesprochen wurde, drängte Hitler zum Handeln, obwohl sich durch die Beurlau-
bung der SA, die ihrerseits keine aktuellen Kampfabsichten hegte, die Lage entspannt hatte. 
Die SS empfing Waffen von der Reichswehr, die am Stichtag stellenweise selbst als Rückhalt 
aufmarschierte. Hitler beorderte die arglosen SA-Führer zu einer Tagung nach Bad Wiessee, 
wo er Röhm und seine Anhänger am 30.6.34 morgens aus den Betten holte, nach München 
transportieren und dort – Röhm selbst erst nach einigem Zögern – erschießen ließ. Die Anrei-
senden wurden auf dem Münchener Bahnhof abgefangen und meist inhaftiert.  
Diese Festnahmen lösten die vorbereitete Aktion im ganzen Reich aus, die rasch ihre Grenzen 
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sprengte und Hunderte von ursprünglich nicht vorgesehenen Opfern forderte. Die amtliche 
Todesliste enthielt 83 Namen, darunter die gesamte SA-Prominenz, soweit sie sich nicht – wie 
der neue Stabschef Lutze – eindeutig gegen Röhm gestellt hatten, dazu Schleicher, Jung, 
Klausener, Kahr, G. Strasser. Papen kam davon. Nicht vermerkt wurden die ungezählten Op-
fer selbstherrlicher Entscheidungen der SS-Mordkommandos, v.a. in Schlesien.  
Das Ermächtigungsgesetz der Reichsregierung vom 3.7.34 legalisierte das Massaker nachträg-
lich als Akt der Staatsnotwehr gegen einen "Röhm-Putsch", den Heydrich aufgrund vagster 
Hinweise konstruiert hatte. Die stärkste Quelle von Unruhe und Willkür in der ersten Phase 
des Dritten Reiches war ausgeschaltet – freilich zugunsten der kalten Polizeiherrschaft der SS, 
mit der die Reichswehr das Waffenmonopol bald teilen mußte. Hitlers letzter Gegenspieler 
war beseitigt.<< 
 
Emigration oder Widerstand 
Nachdem die NSDAP alle wesentlichen Machtpositionen innerhalb des Deutschen Reiches 
besetzt hatte, kontrollierte das NS-Regime planmäßig und konsequent fast sämtliche Lebens-
bereiche. Der SS-Staat war militärisch strukturiert und gewährleistete eine totale Überwa-
chung des gesamten Landes. Das NS-Regime unterdrückte jeden Einwand, jegliche Kritik und 
jede aktive oder passive Opposition mit den härtesten Strafen. Jeder Auflehnungsversuch 
wurde sofort mit drakonischen Strafen geahndet.  
Während der gnadenlosen Hetzjagd nach politischen Feinden schlugen die allgegenwärtigen 
SS-Angehörigen schnell und erbarmungslos zu. Das NS-Regime führte gegen die sogenannten 
"Staatsfeinde" (Sozialdemokraten, Kommunisten, Konservative und andere) systematische 
Verfolgungen ("Nacht- und Nebelaktionen") durch, die oft vor der deutschen Bevölkerung 
verheimlicht werden konnten. Im Verlauf dieser großangelegten "Säuberungsaktionen" nahm 
man Tausende von "Verdächtigen" fest und inhaftierte sie. 
Der Sozialdemokrat Friedrich Stampfer (1874-1957, Journalist und Politiker, 1900-02 Redak-
teur der Leipziger Volkszeitung, 1916-33 Chefredakteur des "Vorwärts", 1920-33 sozialde-
mokratischer Abgeordneter und Mitglied des Deutschen Reichstages) forderte damals alle 
Deutschen zum Widerstand gegen das NS-Regime auf (x149/105): >>Wer da zusieht, wie 
Deutschland dem Abgrund zugeführt wird und sich nicht auflehnt, der begeht wirklichen Lan-
desverrat. ...<<  
Friedrich Stampfer brachte sich jedoch selbst rechtzeitig in Sicherheit. Er emigrierte bereits 
1933 nach Prag, floh 1939 nach Frankreich und 1940 nach Nordamerika.  
In den Jahren 1933 bis 1935 flohen etwa 6.000-8.000 Kommunisten, 5.000-6.000 Sozialde-
mokraten, 2.000 Pazifisten und Demokraten und 2.000 Personen unterschiedlicher politischer 
Richtungen aus dem Deutschen Reich (x149/81). 
Der Diplomat Bernardo Attolico (1880-1942, italienische Botschafter in Berlin) meinte später 
gegenüber dem schweizerischen Geschichtsprofessor Carl J. Burckhardt (x025/150): >>... Das 
Leichteste ist emigrieren und protestieren, aber auch Aufstände anzetteln, Komplotte schmie-
den braucht weniger Kraft als der harten Wirklichkeit Tag für Tag das Mögliche abzuringen, 
ohne Pathos, immer wieder geschlagen, immer wieder beginnend, Dinge scheinbar sanktionie-
rend, die man verabscheut, zäh und ohne jeden Eigennutz, klug, mit beständiger äußerster 
Aufmerksamkeit und Anspannung.<< 
Der deutsche Historiker Sebastian Haffner schrieb später über die "Emigration" der Deutschen 
(x051/147-148): >>Die deutsche Emigration 1933-45 war keine Kollektivbewegung, sie 
brachte es nicht zu einer Organisation, und sie hat politisch nichts ausgerichtet. Der Unter-
schied etwa zu den österreichischen und tschechischen Emigranten von 1938/39 – zu schwei-
gen von dem Londoner "Freien Frankreich" de Gaulles – fällt ins Auge. ... 
Auch unter den deutschen Emigranten gab es einige einst prominente Politiker – Brüning, 
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Braun, Rauschning -, aber sie haben im Ausland keine Rolle mehr gespielt und gelegentliche 
Versuche, in England oder Amerika so etwas wie ein deutsches Nationalkomitee zu gründen, 
sind stets im Ansatz steckengeblieben.  
Sie scheiterten nicht erst an der wenig ermutigenden Haltung der englischen und amerikani-
schen Regierung. Schon die deutsche Emigration selbst – immerhin von Anfang an einige 
zehntausend, zum Schluß mehrere hunderttausend Menschen umfassend – war zu diffus, poli-
tisch zu gespalten und in ihrer großen Masse zu unpolitisch. Zugespitzt könnte man sagen: Es 
gab keine deutsche Emigration; es gab nur deutsche Emigranten. ... 
Sehr möglich, daß der Wettlauf um die Atombombe durch die deutsche Emigration entschie-
den worden ist – durch den Zuwachs an wissenschaftlicher Kapazität, den sie Amerika und 
England, den Verlust, den sie für Deutschland bedeutete. Das war freilich zu der Zeit, als die 
zehn oder zwanzig Wissenschaftler der Extraklasse, von denen dieser weltgeschichtliche Ef-
fekt abhing, Deutschland verließen, nicht vorauszusehen, auch von ihnen selbst nicht. Man 
muß zwischen Wirkungen und Motiven unterscheiden. Auch war die wissenschaftliche Pro-
minenz der Zahl nach in der Emigration weit schwächer vertreten als etwa die literarische. Die 
deutsche Wissenschaft erlitt durch die Emigration lediglich einen Aderlaß; die deutsche Lite-
ratur jedoch blutete aus. 
Auch auf den Nachbargebieten wie Journalismus, Theater und Film waren die Verluste e-
norm. Und auf dem Feld des akademischen Humanismus sind in den 30er Jahren Denkschu-
len von Deutschland nach Amerika verpflanzt worden, die Frankfurter Schule der Soziologie 
zum Beispiel, oder die Psychoanalyse. Das alles, hat Geschichte gemacht; aber Geistesge-
schichte, nicht politische. 
Emigration war in jedem Fall ein einsamer individueller Entschluß; und dieser Entschluß trug 
fast immer ein Doppelgesicht: Er bedeutete Flucht und Protest. ... Flucht war in dieser Früh-
zeit weit öfter das Emigrationsmotiv von Politikern, die in vielen Fällen auch allen Grund hat-
ten zu fliehen. Brüning und Treviranus etwa standen auf der Abschußliste des 30. Juni 1934 
(Röhm-Affäre) und wären unfehlbar ermordet worden, wenn sie sich nicht in letzter Stunde in 
Sicherheit gebracht hätten. Hätten sie bleiben sollen? 
Die Frage ist nach 1945 oft in vorwurfsvollem Ton gestellt worden, gerade im Fall der Politi-
ker, aber auch in dem der literarischen und akademischen Prominenz, die einen so großen An-
teil an der Frühemigration hatte. Wenn die Besten weggingen, so hat man gefragt, was konnte 
man vom Durchschnittsmenschen noch erwarten? War Emigration Desertion? 
Die Gegenfrage erledigt solche Vorwürfe: Was hätten sie denn in Deutschland tun sollen? 
Mit ihrer Emigration setzten sie immerhin ein Zeichen. In Deutschland hätten sie kein Zeichen 
mehr setzen können. Es gab hier keine Möglichkeit politischer Opposition, es gab nicht ein-
mal mehr das öffentliche freie Wort. Die Alternative hieß nach März 33 nicht mehr Weggehen 
oder Mitmachen. Denn selbst wer sich zu entziehen suchte, wer in die innere Emigration ging, 
verstummte und sich in einen harmlosen Brotberuf verkroch, konnte sich auf die Dauer nicht 
verhehlen, daß er, wie widerwillig und wie indirekt auch immer, mitmachte. Alles, auch das 
Harmloseste, diente letztlich dem Regime, das sich ganz Deutschlands bis in den letzten Win-
kel bemächtigt hatte. 
Nur eine Alternative gab es noch: Märtyrertum. Aber es war Märtyrertum unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit. Die Märtyrer Ossietzky z.B. oder die Geschwister Scholl – haben damals in-
nerhalb Deutschlands wenig bewegt. Die Emigranten dagegen hat man wenigstens nicht tot-
schweigen können – zum mindesten die prominenten Emigranten nicht. ...<<  
Ab 1937 verstärkte das NS-Terrorsystem die Verfolgung der "Staatsfeinde". Verhaftungen 
und Hinrichtungen schwächten die deutschen Widerstandsgruppen immer mehr. Im NS-Staat 
waren falsche Beschuldigungen, üble Nachrede und Verleumdungen an der Tagesordnung. 
Überall trieben Spitzel und sogenannte "Vertrauensmänner" ihr Unwesen. Sie kontrollierten 
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und überwachten Tag und Nacht verdächtige Personen. Seit 1942 wurden alle Häftlinge, die 
länger als 6 Jahre in Gefängnissen oder Zuchthäusern saßen, in die Konzentrationslager "ver-
lagert".  
Die deutschen Studenten Alexander Schmorell (1917-1943, hingerichtet) und Hans Scholl 
(1918-1943, hingerichtet) schrieben 1942/1943 folgende Flugblätter der Widerstandsgruppe 
"Weiße Rose" (x907/…): >>Flugblatt I  
Nichts ist eines Kulturvolkes unwürdiger, als sich ohne Widerstand von einer verantwortungs-
losen und dunklen Trieben ergebenen Herrscherclique "regieren" zu lassen. Ist es nicht so, daß 
sich jeder ehrliche Deutsche heute seiner Regierung schämt, und wer von uns ahnt das Aus-
maß der Schmach, die über uns und unsere Kinder kommen wird, wenn einst der Schleier von 
unseren Augen gefallen ist und die grauenvollsten und jegliches Maß unendlich überschrei-
tenden Verbrechen ans Tageslicht treten?  
Wenn das deutsche Volk schon so in seinem tiefsten Wesen korrumpiert und zerfallen ist, daß 
es, ohne eine Hand zu regen, im leichtsinnigen Vertrauen auf eine fragwürdige Gesetzmäßig-
keit der Geschichte das Höchste, das ein Mensch besitzt und das ihn über jede andere Kreatur 
erhöht, nämlich den freien Willen, preisgibt, die Freiheit das Menschen preisgibt, selbst mit 
einzugreifen in das Rad der Geschichte und es seiner vernünftigen Entscheidung unterzuord-
nen - wenn die Deutschen, so jeder Individualität bar, schon so sehr zur besitzlosen und feigen 
Masse geworden sind, dann, ja dann verdienen sie den Untergang.  
Goethe spricht von den Deutschen als einem tragischen Volke, gleich dem der Juden und 
Griechen, aber heute hat es eher den Anschein, als sei es eine seichte, willenlose Herde von 
Mitläufern, denen das Mark aus dem Innersten gesogen und die nun ihres Kerns beraubt, be-
reit sind, sich in den Untergang hetzen zu lassen.  
Es scheint so - aber es ist nicht so; vielmehr hat man in langsamer, trügerischer, systemati-
scher Vergewaltigung jeden einzelnen in ein geistiges Gefängnis gesteckt, und erst als er darin 
gefesselt lag, wurde er sich des Verhängnisses bewußt. Wenige nur erkannten das drohende 
Verderben, und der Lohn für ihr heroisches Mahnen war der Tod. Über das Schicksal dieser 
Menschen wird noch zu reden sein.  
Wenn jeder wartet, bis der andere anfängt, werden die Boten der rächenden Nemesis (griechi-
sche Göttin der Vergeltung) unaufhaltsam näher und näher rücken, dann wird auch das letzte 
Opfer sinnlos in den Rachen des unersättlichen Dämons geworfen sein. Daher muß jeder ein-
zelne seiner Verantwortung als Mitglied der christlichen und abendländischen Kultur bewußt 
in dieser letzten Stunde sich wehren, soviel er kann, arbeiten wider die Geißel der Menschheit, 
wider den Faschismus und jedes ihm ähnliche System des absoluten Staates. Leistet passiven 
Widerstand - Widerstand -, wo immer Ihr auch seid, verhindert das Weiterlaufen dieser athei-
stischen Kriegsmaschine, ehe es zu spät ist … Vergeßt nicht, daß ein jedes Volk diejenige 
Regierung verdient, die es erträgt! 
Flugblatt II  
Man kann sich mit dem Nationalsozialismus geistig nicht auseinandersetzen, weil er ungeistig 
ist. Es ist falsch, wenn man von einer nationalistischen Weltanschauung spricht, denn wenn es 
diese gäbe, müßte man versuchen, sie mit geistigen Mitteln zu beweisen oder zu bekämpfen - 
die Wirklichkeit aber bietet uns ein völlig anderes Bild: Schon in ihrem ersten Keim war diese 
Bewegung auf den Betrug des Mitmenschen angewiesen, schon damals war sie im Innersten 
verfault und konnte sich nur durch die stete Lüge retten.  
Schreibt doch Hitler selbst in einer frühen Auflage "seines" Buches (ein Buch, das in dem 
übelsten Deutsch geschrieben worden ist, das ich je gelesen habe; dennoch ist es von dem 
Volke der Dichter und Denker zur Bibel erhoben worden): "Man glaubt nicht, wie man ein 
Volk betrügen muß, um es zu regieren" Wenn sich nun am Anfang dieses Krebsgeschwür des 
deutschen Volkes noch nicht allzusehr bemerkbar gemacht hatte, so nur deshalb, weil noch 
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gute Kräfte genug am Werk waren, es zurückzuhalten.  
Wie es aber größer und größer wurde und schließlich mittels einer letzten gemeinen Korrupti-
on zur Macht kam, das Geschwür gleichsam aufbrach und den ganzen Körper besudelte, ver-
steckte sich die Mehrzahl der früheren Gegner, flüchtete die deutsche Intelligenz in ein Keller-
loch, um dort als Nachtschattengewächs, dem Licht und der Sonne verborgen, allmählich zu 
ersticken.  
Jetzt kommt es darauf an, sich gegenseitig wiederzufinden, aufzuklären von Mensch zu 
Mensch, immer daran zu denken und sich keine Ruhe zu geben, bis auch der Letzte von der 
äußersten Notwendigkeit seines Kämpfens wider dieses System überzeugt ist. Wenn so eine 
Welle des Aufruhrs durch das Land geht, wenn viele mitmachen, dann kann in einer letzten, 
gewaltigen Anstrengung dieses System abgeschüttelt werden.  
Ein Ende mit Schrecken ist immer noch besser als ein Schrecken ohne Ende. Es ist uns nicht 
gegeben, ein endgültiges Urteil über den Sinn unserer Geschichte zu fällen. Aber wenn diese 
Katastrophe uns zum Heile dienen soll, so doch nur dadurch: durch das Leid gereinigt zu wer-
den, aus der tiefsten Nacht heraus das Licht zu ersehnen, sich aufzuraffen und endlich mitzu-
helfen, das Joch abzuschütteln, das die Welt bedrückt.  
Nicht über die Judenfrage wollen wir in diesem Blatte schreiben, keine Verteidigungsrede 
verfassen - nein, nur als Beispiel wollen wir die Tatsache kurz anführen, die Tatsache, daß seit 
der Eroberung Polens dreihunderttausend Juden in diesem Land auf bestialische Art ermordet 
worden sind. Hier sehen wir das fürchterlichste Verbrechen an der Würde des Menschen, ein 
Verbrechen, dem sich kein ähnliches in der ganzen Menschengeschichte an die Seite stellen 
kann. Auch die Juden sind doch Menschen - man mag sich zur Judenfrage stellen, wie man 
will -, und an Menschen wurde solches verübt.  
Vielleicht sagt jemand, die Juden hätten ein solches Schicksal verdient; die Behauptung wäre 
eine ungeheure Anmaßung; aber angenommen, es sagte jemand dies, wie stellt er sich dann zu 
der Tatsache, daß die gesamte polnische adelige Jugend vernichtet worden ist (gebe Gott, daß 
sie es noch nicht ist!)? Auf welche Art, fragen Sie, ist solches geschehen? Alle männlichen 
Sprößlinge aus adeligen Geschlechtern zwischen 15 und 20 Jahren wurden in Konzentrations-
lager nach Deutschland zur Zwangsarbeit, alle Mädchen gleichen Alters nach Norwegen in die 
Bordelle der SS verschleppt!  
Wozu wir dies Ihnen alles erzählen, da Sie es schon selber wissen, wenn nicht diese, so andere 
gleich schwere Verbrechen des fürchterlichen Untermenschentums? Weil hier eine Frage be-
rührt wird, die uns alle zutiefst angeht und allen zu denken geben muß. Warum verhält sich 
das deutsche Volk angesichts all dieser scheußlichsten menschenunwürdigsten Verbrechen so 
apathisch?  
Kaum irgend jemand macht sich Gedanken darüber. Die Tatsache wird als solche hingenom-
men und ad acta gelegt. Und wieder schläft das deutsche Volk in seinem stumpfen, blöden 
Schlaf weiter und gibt diesen faschistischen Verbrechern Mut und Gelegenheit, weiterzuwü-
ten - und diese tun es. Sollte dies ein Zeichen dafür sein, daß die Deutschen in ihren primitiv-
sten menschlichen Gefühlen verroht sind, daß keine Saite in ihnen schrill aufschreit im Ange-
sicht solcher Taten, daß sie in einen tödlichen Schlaf versunken sind, aus dem es kein Erwa-
chen mehr gibt, nie, niemals?  
Es scheint so und ist es bestimmt, wenn der Deutsche nicht endlich aus dieser Dumpfheit auf-
fährt, wenn er nicht protestiert, wo immer er nur kann, gegen diese Verbrecherclique, wenn er 
mit diesen Hunderttausenden von Opfern nicht mitleidet. Und nicht nur Mitleid muß er emp-
finden, nein, noch viel mehr: Mitschuld. Denn er gibt durch sein apathisches Verhalten diesen 
dunklen Menschen erst die Möglichkeit, so zu handeln, er erleidet diese "Regierung", die eine 
so unendliche Schuld auf sich geladen hat, ja, er ist doch selbst schuld daran, daß sie über-
haupt entstehen konnte! Ein jeder will sich von einer solchen Mitschuld freisprechen, ein je-
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der tut es und schläft dann wieder mit ruhigstem, bestem Gewissen.  
Aber er kann sich nicht freisprechen, ein jeder ist schuldig, schuldig, schuldig! Doch ist es 
noch nicht zu spät, diese abscheulichste aller Mißgeburten von Regierungen aus der Welt 
schaffen, um nicht noch mehr Schuld auf sich zu laden. Jetzt, da uns in den letzten Jahren die 
Augen vollkommen geöffnet worden sind, da wir wissen, mit wem wir es zu tun haben, jetzt 
ist es allerhöchste Zeit, diese braune Horde auszurotten.  
Bis zum Ausbruch des Krieges war der größte Teil des deutschen Volkes geblendet, die Na-
tionalsozialisten zeigten sich nicht in ihrer Gestalt, doch jetzt, da man sie erkannt hat, muß es 
die einzige und höchste Pflicht, ja heiligste Pflicht eines jeden Deutschen sein, diese Bestien 
zu vertilgen.  
"Der, des Verwaltung unauffällig ist, des Volk ist froh. Der, des Verwaltung aufdringlich ist, 
des Volk ist gebrochen. Elend, ach, ist es, worauf Glück sich aufbaut. Glück, ach, verschleiert 
nur Elend. Wo soll das hinaus?  
Das Ende ist nicht abzusehen. Das Geordnete verkehrt sich in Unordnung, das Gute verkehrt 
sich in Schlechtes. Das Volk gerät in Verwirrung. Ist es nicht so, täglich, seit langem? Daher 
ist der Hohe Mensch rechteckig, aber er stößt nicht an, er ist kantig, aber verletzt nicht, er ist 
aufrecht, aber nicht schroff. Er ist klar, aber will nicht glänzen." Lao-tse  
"Wer unternimmt, das Reich zu beherrschen und es nach seiner Willkür zu gestalten; ich sehe 
ihn sein Ziel nicht erreichen; das ist alles."  
"Das Reich ist ein lebendiger Organismus; es kann nicht gemacht werden, wahrlich! Wer dar-
an machen will, verdirbt es, wer sich seiner bemächtigen will, verliert es."  
Daher: "Von den Wesen gehen manche voraus, andere folgen ihnen, manche atmen warm, 
manche kalt, manche sind stark, manche schwach, manche erlangen Fülle, andere unterlie-
gen."  
"Der Hohe Mensch daher läßt ab von Übertriebenheit, läßt ab von Überhebung, läßt ab von 
Übergriffen". Lao-tse  
Wir bitten, diese Schrift mit möglichst vielen Durchschlägen abzuschreiben und weiterzuver-
teilen.  
Flugblatt III  
"Salus publica suprema lex" Alle idealen Staatsformen sind Utopien. Ein Staat kann nicht rein 
theoretisch konstruiert werden, sondern er muß ebenso wachsen, reifen wie der einzelne 
Mensch. Aber es ist nicht zu vergessen, daß am Anfang einer jeden Kultur die Vorform des 
Staates vorhanden war. Die Familie ist so alt wie die Menschen selbst, und aus diesem an-
fänglichen Zusammensein hat sich der vernunftbegabte Mensch einen Staat geschaffen, des-
sen Grund die Gerechtigkeit und dessen höchstes Gesetz das Wohl aller sein soll.  
Der Staat soll eine Analogie der göttlichen Ordnung darstellen, und die höchste aller Utopien, 
die civitas Dei, ist das Vorbild, dem er sich letzten Endes nähern soll. Wir wollen hier nicht 
urteilen über die verschiedenen möglichen Staatsformen, die Demokratie, die konstitutionelle 
Monarchie, das Königtum usw.  
Nur eines will eindeutig und klar herausgehoben werden: jeder einzelne Mensch hat einen 
Anspruch auf einen brauchbaren und gerechten Staat, der die Freiheit der einzelnen als auch 
das Wohl der Gesamtheit sichert. Denn der Mensch soll durch Gottes Willen frei und unab-
hängig im Zusammenleben und Zusammenwirken der staatlichen Gemeinschaft sein natürli-
cher Ziel, sein irdisches Glück in Selbständigkeit und Selbsttätigkeit zu erreichen suchen.  
Unser heutiger "Staat" aber ist die Diktatur des Bösen. "Das wissen wir schon lange", höre ich 
Dich einwenden, "und wir haben es nicht nötig, daß uns dies hier noch einmal vorgehalten 
wird." Aber, frage ich Dich, wenn Ihr das wißt, warum regt Ihr Euch nicht, warum duldet Ihr, 
das diesen Gewalthaber Schritt für Schritt offen und im verborgenen eine Domäne Eures 
Rechts nach der anderen rauben, bis eines Tages nichts, aber auch gar nichts übrigbleiben 
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wird als ein mechanisiertes Staatsgetriebe, kommandiert von Verbrechern und Säufern?  
Ist Euer Geist schon so sehr der Vergewaltigung unterlegen, daß Ihr vergeßt, das es nicht nur 
Euer Recht, sondern Eure sittliche Pflicht ist, dieses System zu beseitigen? Wenn aber ein 
Mensch nicht mehr die Kraft aufbringt, sein Recht zu fordern, dann muß er mit absoluter 
Notwendigkeit untergehen. Wir würden es verdienen, in aller Welt verstreut zu werden wie 
der Staub vor dem Winde, wenn wir uns in dieser zwölften Stunde nicht aufrafften und end-
lich den Mut aufbrächten, der uns seither gefehlt hat. Verbergt nicht Eure Feigheit unter dem 
Mantel der Klugheit.  
Denn mit jedem Tag, da Ihr noch zögert, da Ihr dieser Ausgeburt der Hölle nicht widersteht, 
wächst Eure Schuld gleich einer parabolischen Kurve höher und immer höher. Viele, viel-
leicht die meisten Leser dieser Blätter sind sich darüber nicht klar, wie sie einen Widerstand 
ausüben sollen. Sie sehen keine Möglichkeiten. Wir wollen versuchen, ihnen zu zeigen, daß 
ein jeder in der Lage ist, etwas beizutragen zum Sturz dieses Systems.  
Nicht durch individualistische Gegnerschaft, in der Art verbitterter Einsiedler, wird es mög-
lich werden, den Boden für einen Sturz dieser "Regierung" reif zu machen oder gar den Um-
sturz möglichst bald herbeizuführen, sondern nur durch die Zusammenarbeit vieler überzeug-
ter, tatkräftiger Menschen, Menschen, die sich einig sind, mit welchen Mitteln sie ihr Ziel er-
reichen können.  
Wir haben keine reiche Auswahl an solchen Mitteln, nur ein einziges steht uns zur Verfügung 
- der passive Widerstand. Der Sinn und das Ziel des passiven Widerstandes ist, den National-
sozialismus zu Fall zu bringen, und in diesem Kampf ist vor keinem Weg, vor keiner Tat zu-
rückzuschrecken, mögen sie auf Gebieten liegen, auf welchen sie auch wollen. An allen Stel-
len muß der Nationalsozialismus angegriffen werden, an denen er nur angreifbar ist. Ein Ende 
muß diesem Unstaat möglichst bald bereitet werden - ein Sieg des faschistischen Deutschland 
in diesem Kriege hätte unabsehbare, fürchterliche Folgen.  
Nicht der militärische Sieg über den Bolschewismus darf die erste Sorge für jeden Deutschen 
sein, sondern die Niederlage der Nationalsozialisten. Dies muß unbedingt an erster Stelle ste-
hen. Die größere Notwendigkeit dieser letzten Forderung werden wir Ihnen in einem unserer 
nächsten Blätter beweisen. Und jetzt muß sich ein jeder entschiedene Gegner des Nationalso-
zialismus die Frage vorlegen: Wie kann es gegen den gegenwärtigen "Staat" am wirksamsten 
ankämpfen, wie ihm die empfindlichsten Schläge beibringen? Durch den passiven Widerstand 
- zweifellos.  
Es ist klar, daß wir unmöglich für jeden einzelnen Richtlinien für sein Verhalten geben kön-
nen, nur allgemein andeuten können wir, den Weg zur Verwirklichung muß jeder selber fin-
den.  
Sabotage in den Rüstungs- und kriegswichtigen Betrieben, Sabotage in allen Versammlungen, 
Kundgebungen, Festlichkeiten, Organisationen, die durch die nationalsozialistische Partei ins 
Leben gerufen werden. Verhinderung des reibungslosen Ablaufs der Kriegsmaschine (einer 
Maschine, die nur für einen Krieg arbeitet, der allein um die Rettung und Erhaltung der natio-
nalsozialistischen Partei und Diktatur geht).  
Sabotage auf allen wissenschaftlichen und geistigen Gebieten, die für eine Fortführung des 
gegenwärtigen Krieges tätig sind - sei es Universitäten, Hochschulen, Laboratorien, For-
schungsanstalten, technischen Büros. Sabotage in allen Veranstaltungen kultureller Art, die 
das 'Ansehen' der Faschisten im Volke heben könnten.  
Sabotage in allen Zweigen der bildenden Künste, die nur im geringsten im Zusammenhang 
mit dem Nationalsozialismus stehen und ihm dienen.  
Sabotage in allem Schrifttum, allen Zeitungen, die im Solde der 'Regierung' stehen, für ihre 
Ideen, für die Verbreitung der braunen Lüge kämpfen.  
Opfert nicht einen Pfennig bei Straßensammlungen (auch wenn sie unter dem Deckmantel 
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wohltätiger Zwecke durchgeführt werden). Denn dies ist nur eine Tarnung. In Wirklichkeit 
kommt das Ergebnis weder dem Roten Kreuz noch den Notleidenden zugute. Die Regierung 
braucht das Geld nicht, ist auf diese Sammlungen finanziell nicht angewiesen - die Druckma-
schinen laufen ja ununterbrochen und stellen jede beliebige Menge von Papiergeld her.  
Das Volk muß aber dauernd in Spannung gehalten werden, nie darf der Druck der Kandare 
nachlassen! Gebt nichts für die Metall-, Spinnstoff- und andere Sammlungen. Sucht alle Be-
kannten auch aus den unteren Volksschichten von der Sinnlosigkeit einer Fortführung, von 
der Aussichtslosigkeit dieses Krieges, von der geistigen und wirtschaftlichen Versklavung 
durch den Nationalsozialismus, von der Zerstörung aller sittlichen und religiösen Werte zu 
überzeugen und zum passiven Widerstand zu veranlassen!  
Aristoteles, "Über die Politik": "... ferner gehört es" (zum Wesen der Tyrannis), "dahin zu 
streben, daß ja nichts verborgen bleibe, was irgendein Untertan spricht oder tut, sondern über-
all Späher ihn belauschen, ... ferner alle Welt miteinander zu verhetzen und Freunde mit 
Freunden zu verfeinden und das Volk mit den Vornehmen und die Reichen unter sich.  
Sodann gehört es zu solchen tyrannischen Maßregeln, die Untertanen arm zu machen, damit 
die Leibwache besoldet werden kann, und sie, mit der Sorge um ihren täglichen Erwerb be-
schäftigt, keine Zeit und Muße haben, Verschwörungen anzustiften. ... Ferner aber auch sol-
che hohe Einkommensteuern, wie die in Syrakus auferlegten, denn unter Dionysios hatten die 
Bürger dieses Staates in fünf Jahren glücklich ihr ganzes Vermögen in Steuern ausgegeben. 
Und auch beständige Kriege zu erregen, ist der Tyrann geneigt. ..."  
Bitte vervielfältigen und weitergeben!  
Flugblatt IV  
Es ist eine alte Weisheit, die man Kindern immer wieder aufs neue predigt, daß wer nicht hö-
ren will, fühlen muß. Ein kluges Kind wird sich aber die Finger nur einmal am heißen Ofen 
verbrennen. In den vergangenen Wochen hatte Hitler sowohl in Afrika, als auch in Rußland 
Erfolge zu verzeichnen.  
Die Folge davon war, daß der Optimismus auf der einen, die Bestürzung und der Pessimismus 
auf der anderen Seite des Volkes mit einer der deutschen Trägheit unvergleichlichen Schnel-
ligkeit anstieg. Allenthalben hörte man unter den Gegnern Hitlers, also unter dem besseren 
Teil des Volkes, Klagerufe, Worte der Enttäuschung und der Entmutigung, die nicht selten in 
dem Ausruf endigten: "Sollte nun Hitler doch ... ?"  
Indessen ist der deutsche Angriff auf Ägypten zum Stillstand gekommen, Rommel muß in 
einer gefährlich exponierten Lage verharren - aber noch geht der Vormarsch im Osten weiter. 
Dieser scheinbare Erfolg ist unter den grauenhaftesten Opfern erkauft worden, so daß er schon 
nicht mehr als vorteilhaft bezeichnet werden kann. Wir warnen daher vor jedem Optimismus. 
Wer hat die Toten gezählt, Hitler oder Goebbels - wohl keiner von beiden.  
Täglich fallen in Rußland Tausende. Es ist die Zeit der Ernte, und der Schnitter fährt mit vol-
lem Zug in die reife Saat. Die Trauer kehrt ein in die Hütten der Heimat, und niemand ist da, 
der die Tränen der Mütter trocknet. Hitler aber belügt die, deren teuerstes Gut er geraubt und 
in den sinnlosen Tod getrieben hat.  
Jedes Wort, das aus Hitlers Munde kommt, ist Lüge: Wenn er Frieden sagt, meint er den 
Krieg, und wenn er in frevelhaftester Weise den Namen des Allmächtigen nennt, meint er die 
Macht des Bösen, den gefallenen Engel, den Satan. Sein Mund ist der stinkende Rachen der 
Hölle und seine Macht ist im Grunde verworfen. Wohl muß man mit rationalen Mitteln den 
Kampf wider den nationalsozialistischen Terrorstaat führen; wer aber heute noch an der realen 
Existenz der dämonischen Mächte zweifelt, hat den metaphysischen Hintergrund dieses Krie-
ges bei weitem nicht begriffen.  
Hinter dem konkreten, hinter dem sinnlich Wahrnehmbaren, hinter allen sachlichen logischen 
Überlegungen, steht das Irrationale, das ist der Kampf wider den Dämon, wider den Boten des 
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Antichrists. Überall und zu allen Zeiten haben die Dämonen im Dunkeln gelauert auf die 
Stunde, da der Mensch schwach wird, da er seine ihm von Gott auf Freiheit gegründete Stel-
lung im ordo eigenmächtig verläßt, da er dem Druck des Bösen nachgibt, sich von den Mäch-
ten höherer Ordnung loslöst und so, nachdem er den ersten Schritt freiwillig getan, zum zwei-
ten und dritten und immer mehr getrieben wird mit rasend steigender Geschwindigkeit - über-
all und zu allen Zeiten der höchsten Not sind Menschen aufgestanden, Propheten, Heilige, die 
ihre Freiheit gewahrt hatten, die auf den Einzigen Gott hinwiesen und mit seiner Hilfe das 
Volk zur Umkehr mahnten.  
Wohl ist der Mensch frei, aber er ist wehrlos wider das Böse ohne den wahren Gott, er ist wie 
ein Schiff ohne Ruder, dem Sturme preisgegeben, wie ein Säugling ohne Mutter, wie eine 
Wolke, die sich auflöst. Gibt es, so frage ich Dich, der Du ein Christ bist, gibt es in diesem 
Ringen um die Erhaltung Deiner höchsten Güter ein Zögern, ein Spiel mit Intrigen, ein Hi-
nausschieben der Entscheidung in der Hoffnung, daß ein anderer die Waffen erhebt, um Dich 
zu verteidigen? Hat Dir nicht Gott selbst die Kraft und den Mut gegeben zu kämpfen?  
Wir müssen das Böse dort angreifen, wo es am mächtigsten ist, und es ist am mächtigsten in 
der Macht Hitlers. "Ich wandte mich und sah an alles Unrecht, das geschah unter der Sonne; 
und siehe, da waren Tränen derer, so Unrecht litten und hatten keinen Tröster; und die ihnen 
Unrecht taten, waren zu mächtig, daß sie keinen Tröster haben konnten. Da lobte ich die To-
ten, die schon gestorben waren, mehr denn die Lebendigen, die noch das Leben hatten..." 
(Sprüche)  
Novalis: "Wahrhafte Anarchie ist das Zeugungselement der Religion. Aus der Vernichtung 
alles Positiven hebt sie ihr glorreiches Haupt als neue Weltstifterin empor ... Wenn Europa 
wieder erwachen wollte, wenn ein Staat der Staaten, eine politische Wissenschaftslehre uns 
bevorstände! Sollte etwa die Hierarchie ... das Prinzip des Staatenvereins sein? ...  
Es wird solange Blut über Europa strömen, bis die Nationen ihren fürchterlichen Wahnsinn 
gewahr werden, der sie im Kreis herumtreibt, und von heiliger Musik getroffen und besänftigt, 
zu ehemaligen Altären in bunter Vermischung treten, Werke des Friedens vornehmen und ein 
großes Friedensfest auf den rauchenden Walstätten mit heißen Tränen gefeiert wird. Nur die 
Religion kann Europa wieder aufwecken und das Völkerrecht sichern und die Christenheit mit 
neuer Herrlichkeit sichtbar auf Erden in ihr friedenstiftendes Amt installieren."  
Wir weisen eindrücklich darauf hin, daß die Weiße Rose nicht im Solde einer ausländischen 
Macht steht. Obgleich wir wissen, daß die nationalsozialistische Macht militärisch gebrochen 
werden muß, suchen wir eine Erneuerung des schwerverwundeten deutschen Geistes von in-
nen her zu erreichen. Dieser Wiedergeburt muß aber die klare Erkenntnis aller Schuld, die das 
deutsche Volk auf sich geladen hat, und ein rücksichtsloser Kampf gegen Hitler und seine all-
zuvielen Helfershelfer, Parteimitglieder, Quislinge usw. vorausgehen.  
Mit aller Brutalität muß die Kluft zwischen dem besseren Teil des Volkes und allem, was mit 
dem Nationalsozialismus zusammenhängt, aufgerissen werden. Für Hitler und seine Anhänger 
gibt es auf dieser Erde keine Strafe, die ihren Taten gerecht wäre.  
Aber aus Liebe zu kommenden Generationen muß nach Beendigung des Krieges ein Exempel 
statuiert werden, daß niemand auch nur die geringste Lust je verspüren sollte, Ähnliches aufs 
neue zu versuchen. Vergeßt auch nicht die kleinen Schurken dieses Systems, merkt Euch die 
Namen, auf daß keiner entkomme!  
Es soll ihnen nicht gelingen, in letzter Minute noch nach all diesen Scheußlichkeiten die Fah-
ne zu wechseln und so zu tun, als ob nichts gewesen wäre! Zu Ihrer Beruhigung möchten wir 
noch hinzufügen, daß die Adressen der Leser der Weißen Rose nirgendwo schriftlich nieder-
gelegt sind. Die Adressen sind willkürlich Adreßbüchern entnommen. Wir schweigen nicht, 
wir sind Euer böses Gewissen, die Weiße Rose läßt Euch keine Ruhe!  
Bitte vervielfältigen und weitersenden!  
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Flugblatt V   
Aufruf an alle Deutsche!  
Der Krieg geht seinem sicheren Ende entgegen. Wie im Jahre 1918 versucht die deutsche Re-
gierung, alle Aufmerksamkeit auf die wachsende U-Bootgefahr zu lenken, während im Osten 
die Armeen unaufhörlich zurückströmen, im Westen die Invasion erwartet wird. Die Rüstung 
Amerikas hat ihren Höhepunkt noch nicht erreicht, aber heute schon übertrifft sie alles in der 
Geschichte seither Dagewesene.  
Mit mathematischer Sicherheit führt Hitler das deutsche Volk in den Abgrund. Hitler kann 
den Krieg nicht gewinnen, nur noch verlängern! Seine und seiner Helfer Schuld hat jedes Maß 
unendlich überschritten. Die gerechte Strafe rückt näher und näher! Was aber tut das deutsche 
Volk? Es sieht nicht und es hört nicht. Blindlings folgt es seinen Verführern ins Verderben. 
Sieg um jeden Preis, haben sie auf ihre Fahne geschrieben.  
Ich kämpfe bis zum letzten Mann, sagt Hitler - indes ist der Krieg bereits verloren.  
Deutsche!  
Wollt Ihr und Eure Kinder dasselbe Schicksal erleiden, das den Juden widerfahren ist? Wollt 
Ihr mit dem gleichen Maße gemessen werden, wie Eure Verführer? Sollen wir auf ewig das 
von aller Welt gehaßte und ausgestoßene Volk sein? Nein! Darum trennt Euch von dem na-
tionalsozialistischen Untermenschentum!  
Beweist durch die Tat, daß Ihr anders denkt! Ein neuer Befreiungskrieg bricht an. Der bessere 
Teil des Volkes kämpft auf unserer Seite. Zerreißt den Mantel der Gleichgültigkeit, den Ihr 
um Euer Herz gelegt! Entscheidet Euch, eh' es zu spät ist! Glaubt nicht der nationalsozialisti-
schen Propaganda, die Euch den Bolschewistenschreck in die Glieder gejagt hat! Glaubt nicht, 
daß Deutschlands Heil mit dem Sieg des Nationalsozialismus auf Gedeih und Verderben ver-
bunden sei!  
Ein Verbrechertum kann keinen deutschen Sieg erringen. Trennt Euch rechtzeitig von allem, 
was mit dem Nationalsozialismus zusammenhängt! Nachher wird ein schreckliches, aber ge-
rechtes Gericht kommen über die, so sich feig und unentschlossen verborgen hielten. Was 
lehrt uns der Ausgang dieses Krieges, der nie ein nationaler war? Der imperialistische Macht-
gedanke muß, von welcher Seite er auch kommen möge, für alle Zeit unschädlich gemacht 
werden. Ein einseitiger preußischer Militarismus darf nie mehr zur Macht gelangen.  
Nur in großzügiger Zusammenarbeit der europäischen Völker kann der Boden geschaffen 
werden, auf welchem ein neuer Aufbau möglich sein wird. Jede zentralistische Gewalt, wie 
sie der preußische Staat in Deutschland und Europa auszuüben versucht hat, muß im Keime 
erstickt werden. Das kommende Deutschland kann nur föderalistisch sein. Nur eine gesunde 
föderalistische Staatenordnung vermag heute noch das geschwächte Europa mit neuem Leben 
zu erfüllen. Die Arbeiterschaft muß durch einen vernünftigen Sozialismus aus ihrem Zustand 
niedrigster Sklaverei befreit werden. Das Truggebilde der autarken Wirtschaft muß in Europa 
verschwinden.  
Jedes Volk, jeder einzelne hat ein Recht auf die Güter der Welt! Freiheit der Rede, Freiheit 
des Bekenntnisses, Schutz des einzelnen Bürgers vor der Willkür verbrecherischer Gewalt-
staaten, das sind die Grundlagen des neuen Europa. Unterstützt die Widerstandsbewegung, 
verbreitet die Flugblätter!  
Zitiert aus: "Die Weiße Rose" von Inge Scholl, Fischer Taschenbücher, … Januar 1992<<  
Allein von April bis Juni 1944 ließ der NS-Justizminister 20.748 Deutsche aus politischen 
Gründen verhaften (x023/446). 
Obgleich die deutschen Widerstandsbewegungen völlig allein gegen das hoffnungslos überle-
gene NS-System kämpfen mußten, gaben die entschlossenen Widerstandskämpfer den Frei-
heitskampf niemals auf. Trotz der großen Gefahr verübten deutsche Widerstandskämpfer seit 
1933 fast 4 Dutzend Anschläge auf Hitler, die jedoch vielfach durch seltsame Ereignisse oder 
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äußerst unglückliche Umstände scheiterten (x023/335).  
Der israelische Historiker Saul Friedländer berichtete später über die totalitäre Macht und den 
totalitären Terror der NS-Diktatur (x036/25-26): >>... (Es ist) der Wille zur totalen Beherr-
schung von Individuen und Gruppen, der das totalitäre System antreibt, seine Opfer zu unter-
drücken und sie entsprechend auszuwählen. Wenn die Kontrolle es erfordert, entscheidet man 
sich ohne Unterschied für die Vernichtung dieser oder jener Gruppe. Der zu vernichtende 
Feind wird zu einem funktionalen Element im System totaler Herrschaft. Um eine ganze Be-
völkerung zu terrorisieren oder ihre Kräfte zu sammeln, kann mehr oder weniger willkürlich 
erst eine Gruppe und dann eine andere herausgegriffen werden.  
Die Bürokratie ist das wirkungsvollste Element totalitärer Macht und totalitären Terrors. Sie 
besitzt jene niedrigen Diener, deren einziger Ehrgeiz es ist, ihre Aufgabe so wirkungsvoll wie 
möglich zu erfüllen. Und sie kann, einmal in Gang gesetzt, von den einfachsten erkennungs-
dienstlichsten Maßnahmen bis zur totalen Vernichtung führen. ...<< 
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Der "allmächtige Führer" 
Am 16. März 1935 wurde die Reichswehr in "Wehrmacht" umbenannt.  
Hitler gab am 16. März 1935 die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht bekannt 
(x191/76): >>Die Regierung des heutigen Deutschen Reiches aber wünscht nur eine einzige ... 
Macht: es ist die Macht, für das Reich und damit wohl auch für ganz Europa den Frieden wah-
ren zu können.<< 
Nach der Wiedereinführung der Wehrpflicht (Verstoß gegen den Versailler Friedensvertrag 
von 1919) wurde das Deutsche Reich fast völlig isoliert. England, Frankreich, Italien und alle 
Staaten Ost-Mitteleuropas verbündeten sich gegen das NS-Regime und schlossen entspre-
chende Militärabkommen.  
Am 7. März 1936 ließ Hitler deutsche Wehrmachtstruppen in das entmilitarisierte Rheinland 
einmarschieren und brach damit die bestehenden Friedensverträge (einseitige Verletzung des 
Versailler- und Locarno-Paktes bzw. deutsche Angriffshandlung).  
Nach dem Einmarsch in das entmilitarisierte Rheinland bemühte sich der französische Mini-
sterpräsident Albert Sarraut (1872-1962) vergeblich um britische Hilfe (x069/170): >>Die 
ganze Welt, vor allem die kleinen Völker, richten heute ihr Augenmerk auf England. Wenn 
England jetzt handelt, kann es die Führung in Europa übernehmen. Dann haben Sie eine Poli-
tik, die ganze Welt wird Ihnen folgen, und damit werden Sie den Krieg verhindern. Es ist Ihre 
letzte Chance. Wenn Sie Deutschland nicht jetzt Einhalt gebieten, ist alles verloren. Wenn Sie 
Deutschland nicht heute mit Gewalt zum Stillstand zwingen, ist der Krieg unvermeidlich, 
selbst wenn Sie eine vorübergehende Freundschaft mit Deutschland schließen.<< 
Hitler eröffnete am 1. August 1936 in Berlin die XI. Olympischen Sommerspiele. An diesen 
Olympischen Spielen nahmen 49 Nationen (ohne Spanien und die Sowjetunion) teil. Deutsch-
land und die USA stellten mit 427 bzw. 367 Sportlern die größten Mannschaften (x032/295). 
Am 16. August 1936 wurden die XI. Olympischen Sommerspiele mit einer glänzend insze-
nierten Abschlußfeier im Berliner Stadion beendet. Deutschland stellte mit 33 Goldmedaillen, 
26 Silbermedaillen und 30 Bronzemedaillen die erfolgreichste Mannschaft der Spiele. Die 
Vereinigten Staaten von Amerika (USA) belegten mit 24 Goldmedaillen, 20 Silbermedaillen 
und 12 Bronzemedaillen den 2. Platz der Nationenwertung (x175/328). 
Der evangelische US-Pfarrer Frank Buchmann (1878-1961, Führer einer christlichen "Bewe-
gung für moralische Aufrüstung") erklärte nach seiner Rückkehr von den Olympischen Som-
merspielen (x032/299): >>... Ich danke dem Himmel für einen Mann wie Adolf Hitler, der 
eine Verteidigungslinie gegen die Antichristen des Kommunismus aufgebaut hat.<< 
US-Botschafter Dodd meldete am 27. Januar 1937 aus Berlin (x068/228): >>Informationen, 
die mir in letzter Zeit zugegangen sind, besagen, daß amerikanische Banken erwägen, Italien 
und Deutschland neue Kredite und Anleihen zu geben, obgleich die Kriegsindustrie dieser 
beiden Länder bereits groß genug ist, um den Frieden der Welt zu bedrohen.<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die Unterstützung des NS-Regimes durch US-Banken (x068/228): >>Die Fürsorge des 
amerikanischen Großkapitals für Hitler dauerte sogar nach Jahren seiner Terrorherrschaft 
noch fort. Und natürlich hatte man längst in diese Fürsorge auch die italienischen Faschisten 
eingeschlossen, hatte etwa J. P. Morgan & Co. Mussolini schon in den zwanziger Jahren Kre-
dite und Anleihen im Wert von 100 Millionen Dollar gegeben. Warum auch nicht – wenn 
Mussolinis damaliger Bundesgenosse, Papst Pius XI., der ihn schon mit an die Macht gebracht 
und diese dann wie keiner sonst gefestigt hatte, doch auch mit Morgan verbunden war?!  
Denn soweit der größere Teil der vatikanischen Milliarden nicht bei der Crédit Suisse, Zürich, 
steckte, hatte man sie beim Bankhaus in New York deponiert, dessen nicht-katholischem O-
berhaupt John P. Morgan, Papst Pius XI. denn auch für all seine Verdienste 1938, ein Jahr vor 
Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, einen hohen päpstlichen Orden verlieh. Derselbe Papst, 
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der auch Hitler die Diktatur ermöglichte, da er von ihm, wiederholt erklärt, die Zerstörung des 
Kommunismus und Bolschewismus erwartete, was ohne Krieg nicht möglich war.  
... Amerikanische Banken, darunter besonders Morgan und Dillon, Read, hofften seinerzeit 
auf einen Krieg Hitlers gegen Rußland und waren bereit, ihn dafür zu finanzieren.<< 
Die NS-Regierung zog am 30. Januar 1937 die deutsche Anerkennung des Versailler Kriegs-
schuldparagraphen zurück.  
Sir Winston S. Churchill (1874-1965, Nachkomme des ersten Herzogs von Marlborough, von 
1940-45 britischer Premier- und Verteidigungsminister) veröffentlichte im August 1937 sein 
Buch "Große Zeitgenossen". 
In diesem Buch schrieb er z.B. über Hitler und Trotzki (x172/83): >>... Wer Herrn Hitler 
selbst begegnet ist von Staats wegen oder auf gesellschaftlichem Parkett, fand einen hoch-
kompetenten, kühlen, gutinformierten Funktionär vor, mit angenehmen Umgangsformen und 
einem entwaffnenden Lächeln, und kaum jemand konnte sich seinem persönlichen Charme 
entziehen. ... 
(Leo Trotzki alias Bronstein) besitze das Organisationstalent eines Carnot, die kühl-distanzi-
erte Intelligenz eines Machiavelli, die Pöbelrhetorik eines Kleon, die Wildheit von Jack the 
Ripper und die Zähigkeit von Titus Oates. ... Er war Jude. Er war immer noch Jude. Nichts 
konnte darüber hinweghelfen.<< 
Der italienische Staatschef Mussolini erklärte am 28. September 1937 während einer Massen-
kundgebung in Berlin (x032/389): >>... Die größten und echtesten Demokratien, die die Welt 
heute kennt, sind die deutsche und die italienische. ... 
Wichtig ist, daß unsere beiden großen Völker, eine gewaltige Masse von 115 Millionen, zu-
sammenstehen in einer einzigen unerschütterlichen Entschlossenheit. Diese gigantische Kund-
gebung gibt der Welt den Beweis. ...<< 
Ernst von Weizsäcker schrieb damals über den italienischen Staatschef Mussolini (x032/389): 
>>... Mussolini ist ein vollsaftiger, übersprudelnder Diktator. Ihn anzusehen macht vergnüg-
lich.<< 
Sir Winston S. Churchill (1874-1965, von 1940-45 britischer Premier- und Verteidigungsmi-
nister) schrieb am 10. Oktober 1937 in der Zeitung "News of the World" (x172/86): >>... Es 
wäre dumm von den Briten, Mussolinis welthistorischen Rang zu unterschätzen oder die er-
staunlichen Charaktereigenschaften Mut, Verstand, Selbstbeherrschung und Ausdauer, für die 
er beispielhaft steht.<<  
Edward W. Halifax (1881-1959, von 1925-31 Vizekönig von Indien, 1938-40 britischer Au-
ßenminister) erklärte im November 1937 während einer Unterhaltung mit Hitler (x073/176): 
>>Er und andere Mitglieder der Regierung (seien) davon durchdrungen, daß der Führer nicht 
nur in Deutschland selbst Großes geleistet habe, sondern daß er auch durch die Vernichtung 
des Kommunismus im eigenen Lande diesem den Weg nach Westeuropa versperrt habe und 
daß daher mit Recht Deutschland als Bollwerk des Westens gegen den Bolschewismus ange-
sehen werden könne. ...<< 
Der britische Politiker Edward W. Halifax (1881-1959) berichtete am 5. Dezember 1937 über 
ein Treffen mit Hitler (x172/89-90): >>... Ich fand alles, was er erzählte, furchtbar spannend 
und wollte ihn gar nicht gehen lassen.<< 
Hitler erteilte am 11. März 1938 den Geheimbefehl, militärische Vorbereitungen für den Ein-
marsch in Österreich zu treffen, um Österreich mit dem Deutschen Reich zu vereinigen (Be-
fehl: "Unternehmen Otto"). 
Der österreichische Bundeskanzler Schuschnigg mußte am 11. März 1938 wegen eines dro-
henden Bürgerkrieges zwangsweise zurücktreten. Nach Schuschniggs Rücktritt wurde der ös-
terreichische Nationalsozialist Arthur Seyß-Inquart neuer Bundeskanzler und bildete ein na-
tionalsozialistisches Übergangskabinett. Seyß-Inquart rief danach per Rundfunk die NS-
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Formation zum Schutz von Ruhe und Ordnung auf. 
Der österreichische Bundeskanzler Seyß-Inquart forderte am 12. März 1938 vereinbarungs-
gemäß die "militärische Hilfe" des NS-Regimes an, um den Anschluß mit dem Deutschen 
Reich zu vollziehen. Der deutsche Einmarsch entwickelte sich schnell zum Triumphzug. Die 
deutschen Wehrmachtstruppen marschierten damals, ohne auf Widerstand zu stoßen, unter 
dem Jubel der einheimischen Bevölkerung in Österreich ein.  
Das österreichische Parlament löste am 13. März 1938 den Staat Österreich per Gesetz auf 
und beschloß ein Gesetz über den Reichsanschluß ("Wiedervereinigung Österreichs mit dem 
Deutschen Reich"). Österreich war danach ein Teil des Deutschen Reiches. Um die Wieder-
vereinigung zu legitimieren, sollten am 10. April 1938 in Deutschland und Österreich Volks-
abstimmungen durchgeführt werden. 
Hitler hielt bereits am 14. März 1938 Reden in Linz und Wien. Die Wiener Bevölkerung emp-
fing Hitler unter dem Geläut aller Glocken mit großer Begeisterung. Zehntausende jubelten 
Hitler in Wien zu: "Führer, wir danken dir!"  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den Anschluß Österreichs 
(x051/27): >>(Anschluß) ... Am 14.3. verkündete Hitler unter tosendem Jubel auf dem Wiener 
Heldenplatz "den Eintritt meiner Heimat in das Deutsche Reich". Gleichzeitig trat das "Gesetz 
über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich" in Kraft. Österreich, ge-
gliedert in Reichsgaue, hieß nun Ostmark. Die Westmächte ließen es bei papierenen Protesten 
bewenden.  
Es kann kein Zweifel sein, daß bei allen Vorbehalten gegenüber nationalsozialistischen Zah-
lenangaben das Ergebnis der Volksabstimmung über den Anschluß am 10.4.38 die überwälti-
gende Zustimmung in beiden Ländern spiegelt (offiziell Österreich: 99,75 %, Deutsches 
Reich: 99,0 %).  
Selbst Sozialistenführer Renner begrüßte in klarer Einschätzung der Volksstimmung Hitlers 
Aktion und stimmte öffentlich mit "Ja", obwohl er die Folgen für die österreichische Sozial-
demokratie genau abschätzen konnte.  
Der österreichische Episkopat unter Kardinal Innitzer ließ die Kirchen mit Hakenkreuzfahnen 
schmücken und würdigte "freudig", daß die Nationalsozialisten "auf dem Gebiet des völki-
schen und wirtschaftlichen Aufbaus ... Hervorragendes geleistet" hätten, ungeachtet der gleich 
nach dem Anschluß einsetzenden Verfolgung der politischen Gegner und der Juden. Schon 
Anfang April 38 wurde das KZ Mauthausen errichtet.<<  
Am 17. März 1938 forderte der sowjetische Volkskommissar für auswärtige Angelegenheiten, 
Litwinow, die Westmächte während einer Pressekonferenz in Moskau auf, die NS-Aggres-
sionen einzudämmen (x058/361). 
Der französische Botschafter in Moskau schrieb im März 1938 in einem Bericht für die fran-
zösische Regierung (x149/91): >>Es ist klar, daß die Unternehmungen Hitlers wie Glieder 
einer Kette ineinandergreifen und daß jedes Glied, indem es sich schließt, ein weiteres erfaßt: 
Wiederaufrüstung, Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht, Wiederbesetzung des 
Rheinlandes, Anschluß Österreichs. 
Ebenso klar ist es, das die bisherige passive Haltung der Westmächte nur dazu angetan ist, 
Hitler zu ermutigen, seiner Kette weitere Glieder anzufügen, und daß er, wenn überhaupt, so 
nicht eher einhalten wird, als bis alle deutschsprachigen Bevölkerungsteile in Europa dem 
Reich einverleibt sind -, es sei denn, daß ihm der Weg dazu verlegt wird.<< 
Der Anschluß Österreichs wurde am 10. April 1938 durch Volksabstimmungen bestätigt. 
99,73 % der Österreicher und 99,08 % der Deutschen waren für den Anschluß und stimmten 
mit "Ja" (x032/438).  
Winston Churchill erklärte nach dem Anschluß Österreichs (x256/150): >>Europa sieht sich 
vor einem Angriffsplan, der sorgfältig ausgedacht und zeitlich berechnet ist und sich von Stu-
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fe zu Stufe entwickelt, und es steht nur eine einzige Wahl offen, nicht nur für uns, sondern 
auch für andere Länder: sich entweder wie Österreich zu unterwerfen oder wirksame Maß-
nahmen zu treffen, solange noch Zeit ist, die Gefahr abzuwenden.  
Wenn wir weiterhin die Ereignisse abwarten – wie viele unserer Hilfsmittel werden wir uns 
verscherzen, wie viele Freunde werden sich uns entfremden, wie viele mögliche Verbündete 
werden wir einen nach dem anderen im grauenhaften Abgrund verschwinden sehen.  
Wie oft noch wird der Bluff Erfolg haben, bis die hinter dem Bluff unablässig zunehmenden 
Kräfte sich zur Wirklichkeit zusammengeballt haben?<<  
Eine britische Friedensmission (Führung: Viscount W. Runciman) traf am 3. August 1938 in 
der CSR ein.  
Der britische Sonderbeauftragte Runciman schrieb später über das "sudetendeutsche Problem" 
(x069/172): >>... Ich bin daher der Auffassung, daß diese Grenzdistrikte (mit starker deut-
scher Mehrheit) sofort von der Tschechoslowakei an Deutschland abgetreten werden soll-
ten.<<  
Der französische Botschafter in Moskau schrieb am 4. Oktober 1938 an den französischen 
Außenminister (x243/69): >>Die letzten Ereignisse ... haben gezeigt, daß weder Frankreich 
noch England bereit sind, sich einer deutschen Expansion in Mittel- und Osteuropa zu wider-
setzen. ...  
Welcher Ausweg bleibt (der UdSSR) als auf die Politik einer Verständigung mit Deutschland 
zurückzukommen? ... Eine Zerstückelung Polens ... böte ... eine Notlösung, ... um das (deut-
sche) Reich von der Ukraine abzulenken – indem sie es nach Polen hineinführen, in der Hoff-
nung, es werde dort seinen Landhunger stillen. ... 
Ich habe Grund zu der Annahme, daß diese Idee bereits jetzt die sowjetischen Machthaber 
beschäftigt. ... (Der stellvertretende sowjetische Außenminister sagte mir) "Polen bereitet sei-
ne vierte Teilung vor". ...<< 
Der ungarische Regierungschef Miklos von Horthy reiste vom 22. bis zum 26. August 1938 
ins Deutsche Reich, um mit Hitler einen deutsch-ungarischen Freundschaftsvertrag zu schlie-
ßen. Hitler forderte Horthy während der Verhandlungen auf, ihn bei der Lösung des CSR-
Problems zu unterstützen. Als Gegenleistung versprach Hitler, die Rückgabe der 1919 an die 
Tschechoslowakei verlorenen Gebiete. Obwohl sich Horthy damals noch vorsichtig zurück-
hielt, bekam Ungarn später nach Zerschlagung der Tschechoslowakei, Jugoslawiens und der 
Verkleinerung Rumäniens erhebliche Gebiete zugewiesen. 
Der französische Außenminister stellte dem englischen Botschafter in Paris am 10. September 
1938 folgende vertrauliche Frage (x243/65): >>... Deutschland kann morgen die Tschecho-
slowakei angreifen. In diesem Falle würde Frankreich sofort mobilisieren. ... 
Marschiert ihr mit uns? Was wird die Antwort Großbritanniens sein? ...<< 
Infolge der Unruhen im Sudetenland ließ Staatspräsident Benesch am 13. September 1938 in 
den Grenzbezirken das Standrecht verhängen. 
Die tschechische Regierung wurde am 19. September 1938 aufgefordert, die britisch-
französischen Vorschläge zu akzeptieren, da Großbritannien und Frankreich derzeitig keinen 
Krieg führen könnten (x041/96). 
Am 29. September 1938 arbeiteten die westeuropäischen Diplomaten in München fieberhaft, 
um einen Kriegsausbruch zu verhindern.  
Walther von Brauchitsch (ab 4.02.1938 Oberbefehlshaber des Heeres) und Franz Halder (ab 
1.09.1938 Generalstabschef) wollten Hitlers Kriegspläne verhindern. Ein Stoßtrupp von etwa 
30 jungen Offizieren, Studenten und Arbeitern wartete damals auf den Befehl, in die Reichs-
kanzlei einzudringen und Hitler zu erschießen (x069/173-174).  
Der geplante Staatsstreich wurde jedoch nicht durchgeführt, weil die Briten und Franzosen 
schließlich vereinbarten, wegen der Sudetendeutschen keinen europäischen Krieg zu führen 
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und Hitlers Forderungen akzeptierten (Konferenz von München). Die CSR mußte die deut-
schen Siedlungsgebiete in Böhmen, Mähren und Schlesien bis zum 10.10.1938 an das Deut-
sche Reich abtreten. Die Rest-CSR erhielt Sicherheitsgarantien der Großmächte. 
Der deutsche Historiker Gerhard Ritter (1888-1967) schrieb später über die verhängnisvolle 
britische Außenpolitik der Nachgiebigkeit (x069/174): >>... Chamberlains "policy of ap-
peasement" (Beschwichtigungspolitik) hat sehr dazu beigetragen, daß dieser Staatsstreich 
nicht zur Durchführung gelangte. Wiederholt haben ihn deutsche Diplomaten aufgefordert, 
vor Hitlers Drohungen nicht zurückzuweichen und Hitler zu eröffnen, daß England zu den 
Waffen greifen würde, wenn er gewaltsam vorgehen wolle.  
Aber Chamberlain glaubt noch, er könne dem deutschen Diktator durch Entgegenkommen zu 
einer Politik des Friedens bestimmen, und will angesichts der unzulänglichen Rüstung Eng-
lands nicht das Risiko eines Krieges auf sich nehmen. 
Enttäuscht schreibt damals Goerdeler, ein Führer der deutschen Widerstandsbewegung, an 
einen Freund in den USA: "Eine ausgezeichnete Gelegenheit ist verpaßt worden. Das deutsche 
Volk wollte keinen Krieg, die Armee würde alles getan haben, ihn zu vermeiden. Wenn Eng-
land eine entschlossene Haltung gezeigt und öffentlich dem deutschen Volk erklärt hätte: wir 
sind bereit, alle eure begründeten Ansprüche zu befriedigen, doch nicht unter dem Druck der 
Gewalt, und nur, wenn alle Fragen auf einmal in aller Offenheit und mit der festen Absicht 
erörtert werden, einen gesicherten Dauerfrieden herzustellen und die gefährlichen Lasten der 
Aufrüstung zu beseitigen, wenn England und Frankreich nur das Risiko eines Krieges auf sich 
genommen hätten, Hitler würde nie Gewalt angewendet haben. Und dann wäre er der Bla-
mierte gewesen und nicht, wie es jetzt der Fall ist, die guten Elemente meines Volkes.  
Indem Chamberlain vor einem kleinen Risiko zurückscheute, hat er einen Krieg unvermeidbar 
gemacht. Das englische wie das französische Volk werden nun ihre Freiheit mit den Waffen 
zu verteidigen haben. Doch sie werden in der Zukunft unter weit schwierigeren Bedingungen 
zu kämpfen haben."<< 
Als Großbritannien, Frankreich und Italien am 29./30. September 1938 dem Anschluß des 
Sudetenlandes an das Deutsche Reich zustimmten ("Münchener Abkommen"), atmete ganz 
Europa auf.  
Hitler und Chamberlain erklärten am 30. September 1938 nach dem Abschluß des Münchener 
Abkommens (x300/148-149): >>Wir haben heute eine weitere Besprechung gehabt und sind 
uns in der Erkenntnis einig, daß die Frage der deutsch-englischen Beziehungen von allererster 
Bedeutung für beide Länder in Europa ist. 
Wir sehen das gestern abend unterzeichnete Abkommen und das deutsch-englische Flottenab-
kommen als symbolisch für den Wunsch unserer beiden Völker an, niemals wieder gegenein-
ander Krieg zu führen. 
Wir sind entschlossen, auch andere Fragen, die unsere beiden Länder angehen, nach der Me-
thode der Konsultation zu behandeln, und uns weiter zu bemühen, etwaige Ursachen von 
Meinungsverschiedenheiten aus dem Wege zu räumen, um auf diese Weise zur Sicherung des 
Friedens Europas beizutragen. ...<<  
Der deutsche Historiker Bernd-Jürgen Wendt schrieb später über das "Münchener Abkom-
men" (x051/394-395): >>Münchener Abkommen, am 30.9.38 geschlossener Vertrag der Re-
gierungschefs des Deutschen Reiches (Hitler), von Italien (Mussolini), Großbritannien 
(Chamberlain) und Frankreich (Daladier).  
Er zwang die Tschechen zur Abtretung des Sudetengebietes zwischen 1. und 10.10., zu einer 
international überwachten Volksabstimmung in weiteren Gebieten und einer entsprechenden 
Regelung für die polnischen und ungarischen Minderheiten und stellte der Tschechoslowakei 
eine - freilich nie verwirklichte - internationale Garantie in Aussicht. Im Münchener Abkom-
men kulminierten drei Entwicklungslinien:  
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Innertschechisch: Obwohl die Tschechen in ihrer 1918 gegründeten Mehrvölkerrepublik in 
der Nationalitätenpolitik ohnehin nicht immer eine glückliche Hand bewiesen hatten, bedeute-
te die politisch-ideologische Gleichschaltung der Sudetendeutschen Partei mit der Berliner 
Politik ab Ende 33 eine zusätzliche Belastung für die innertschechische Stabilität. Die 
Sudetenkrise eskalierte "planmäßig" entsprechend Hitlers Weisung an Henlein vom 28.3.38, 
stets mehr zu fordern, als die Tschechen erfüllen könnten.  
Großdeutsch-expansiv: Hitler ging unmittelbar nach dem Anschluß Österreichs (Weisungen 
für den "Fall Grün" vom 21.4. und 30.5.38) an die Verwirklichung seiner Pläne, die Tsche-
choslowakei zu "zerschlagen" (Hoßbach-Niederschrift).  
Das geschickt instrumentalisierte und dramatisch propagierte Prinzip der nationalen Selbstbe-
stimmung war für ihn nur ein Hebel zur Erreichung weiterer geostrategischer und ökonomi-
scher Etappenziele auf dem Weg zur Ostexpansion: Vernichtung der vorgeschobenen tsche-
chischen Bastion der Sowjetunion, Aufhebung der Flankenbedrohung, Verbreiterung der 
Wirtschaftsbasis, Glacis für den Aufmarsch gegen Osten.  
Englisch-französische "Appeasement"-Linie: Die britische und in ihrem Schlepptau die fran-
zösische Regierung sahen keinen Anlaß, die scheinbare Verwirklichung des von ihnen selbst 
mitproklamierten Prinzips der nationalen Selbstbestimmung zu blockieren, schätzten ihre 
Möglichkeiten zu militärischen Hilfeleistungen für eine bereits international isolierte Tsche-
choslowakei im Konfliktfall äußerst gering ein und verfolgten im Rahmen des Appeasement 
nur das Ziel, die an sich längst zugestandenen Grenzrevisionen ohne Gesichtsverlust friedlich 
am Verhandlungstisch abzuwickeln.  
Der im Grundsatz also seit langem festgelegte Ereignisablauf erfuhr nach dem Treffen Hitler-
Chamberlain in Berchtesgaden (15.9.) und in Godesberg (22.-24.9.) bis hin nach München 
noch durch die von Hitler ultimativ vorgenommene Verschärfung der Revisionsmodalitäten 
eine dramatische Eskalation bis an den Rand eines europäischen Krieges (26.-28.9.), ehe auf 
Vermittlung des Auswärtigen Amtes und Mussolinis die "Großen Vier" am 29. 9. in München 
zusammentraten.  
Das Münchener Abkommen, ein frühes Beispiel moderner "Gipfeldiplomatie", rettete den 
Frieden für ein Jahr, schloß die "revisionistische Phase" der Hitlerschen Außenpolitik ab, ver-
wies den tschechischen "Reststaat" für eine "Atempause" von knapp sechs Monaten (15.3. 39 
deutscher Einmarsch) als Satelliten an die Seite Deutschlands und brachte eine tiefe und fol-
genschwere Entfremdung zwischen den Westmächten und der Sowjetunion (Deutsch-
Sowjetischer Nichtangriffsvertrag). ...<<  
Der deutsche Historiker Alfred Schickel (1933-2015) berichtete später (am 27.09.2008) in der 
Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung (x887/...): >>Wie das Sudetenland zum 
Reich kam 
Vor 70 Jahren schlossen Deutschland, Großbritannien, Frankreich und Italien das Münchner 
Abkommen - Nachhall von 1918 
Kaum ein Vertrag des 20. Jahrhunderts wurde nach dem Zweiten Weltkrieg so oft zitiert und 
nach Belieben gedeutet wie das Münchner Abkommen von 1938. Inzwischen sind viele einst 
unbekannte Hintergründe öffentlich geworden, so daß eine objektivere Bewertung möglich ist.  
Dem Text des Abkommens ist zu entnehmen, daß es vor dem Abschluß des vierseitigen Ver-
trages in München schon ein anderes "Abkommen" gab, "das hinsichtlich der Abtretung des 
sudetendeutschen Gebiets bereits grundsätzlich erzielt wurde", und daß die vier Münchener 
Signatarmächte "unter Berücksichtigung" dieses Abkommens nur noch über die "Bedingun-
gen und Modalitäten dieser Abtretung und über die danach zu ergreifenden Maßnahmen über-
eingekommen" sind.  
Das wegen seiner äußeren Umstände und umstrittenen Akteure oft übel beleumundete Ab-
kommen, bei dessen Formulierung die betroffene Tschechoslowakei gar nicht mitgewirkt hat 
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und das deswegen gern als "Diktat" abqualifiziert wird, beinhaltete seinem Wortlaut nach in 
Wahrheit aber gar nicht die Abtretung des Sudetenlandes, sondern legte nur Zeit und Art ihres 
Vollzugs fest und traf Ausnahmeregelungen.  
Tatsächlich wurde die Abtretung bereits zwischen dem 17. und dem 22. September 1938 ver-
einbart, und zwar unter aktiver Mitwirkung des damaligen tschechoslowakischen Staatspräsi-
denten Edvard Benesch. Die ihm ursprünglich nahegelegte Volksabstimmung im Sudetenland 
wegen des zu erwartenden Ergebnisses ausschlagend, bot er nach Bekanntwerden der briti-
schen Abtretungsempfehlung und Neville Chamberlains diesbezüglicher Absprache mit Adolf 
Hitler vom 15. September in einer Geheimaktion den Briten und Franzosen eine ihm abzufor-
dernde "cession territoriale" an.  
Da Eile geboten war, schickte er seinen früheren Sozialminister Jaromir Necas am 16. Sep-
tember, gleich nach Chamberlains Treffen mit Hitler in Berchtesgaden, nach Paris und ließ 
den beiden Westmächten ausrichten, daß er bereit sei, sudetendeutsches Gebiet abzutreten, 
wenn ihm dies "abgefordert" werde. Das Angebot umfaßt allerdings nur knapp 20 Prozent des 
mehrheitlich von Deutschen besiedelten Grenzlandes. Außerdem verlangte Necas im Auftrag 
seines Präsidenten, daß dafür rund 55 Prozent aller Sudetendeutschen die Tschechoslowakei 
verlassen müßten. Da in den angebotenen Teilen des Sudetenlandes - dem westlichen Eger-
land und dem sogenannten Rumburger Zipfel - weit weniger Menschen lebten, kann man hier 
bereits von einem Vertreibungsplan sprechen. 
Dennoch war diese Offerte ein Versuch Beneschs, vor seinen Landsleuten und vor der Welt 
als angeblich konzessionsbereites "Opfer" der Großmächte dazustehen und auf diese Weise 
seine gescheiterte Politik seit 1918 in ein günstigeres Licht zu rücken. Vor allem Großbritan-
nien war mit diesem fragwürdigen Angebot aber nicht mehr zufrieden und drängte Prag ent-
schieden zur Abtretung aller Gebiete, in denen die Deutschen die Mehrheit stellten - andern-
falls, so die Botschaft aus London und Paris, würde die Tschechoslowakei im Falle eines deut-
schen Angriffs alleine dastehen. Daraufhin lenkte Benesch am 21. September in einer Note 
ein, und eben dieser Notenwechsel ist die Vereinbarung, auf die im ersten Satz des Münchner 
Abkommens bezug genommen wird.  
Nach Beginn des Zweiten Weltkriegs und insbesondere ab 1941, nach der Zerstörung von Li-
dice, ging das Taktieren Beneschs in den Tagen vor dem Abkommen schließlich auf. Nun 
wurde dem "Opfer" Benesch von den Siegermächten "Genugtuung" geleistet und der Wunsch 
nach "Abschub" der Sudetendeutschen erfüllt.  
Das Münchner Abkommen, einst von den Zeitgenossen als Zeugnis des "Friedens in unserer 
Zeit" (Chamberlain) und "Ergebnis unter dem Schutz des hl. Michael" (die katholischen Bi-
schöfe) gefeiert, wurde nachträglich zur "Kapitulationsurkunde der Demokratien" (Franklin D. 
Roosevelt) und "Vorstation zum Zweiten Weltkrieg" (Josef Stalin) umgedeutet.  
Immerhin setzte aber das Nürnberger Tribunal noch die Gültigkeit des Abkommens voraus, 
als es die Errichtung des sogenannten "Reichsprotektorates Böhmen und Mähren" im März 
1939 als Verstoß gegen dieses Abkommen verurteilte. Später drang dann aber die negative 
Interpretation immer weiter durch, und die veröffentlichte Meinung sorgte leichtfertig für wei-
tere Verbreitung, bis die Benesch-Version sogar Eingang in die Geschichtsbücher fand. Da 
steht sie nun und macht für viele eine Lektüre des Abkommens vermeintlich überflüssig. Daß 
Benesch das Sudetenland bereits am 21. September 1938 abgetreten hatte, ist vergessen. 
Und der Punkt 2 des Münchener Abkommens gibt auch nur dem zu denken, der ihn liest und 
dabei feststellt, daß "die Räumung des (Sudeten-)Gebiets bis zum 10. Oktober" nicht die deut-
sche Wehrmacht erzwingt, sondern "das Vereinigte Königreich, Frankreich und Italien ver-
einbaren". Deutschland erscheint unter den vereinbarten Mächten überhaupt nicht. Dieser 
Umstand wirft die Frage auf nach dem Grund für das Fehlen Deutschlands.  
Der Grund ist in der Geschichte zu suchen, in concreto in den Ereignissen der Jahreswende 
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1918/19. Damals besetzten tschechische Militäreinheiten in einer immerhin drei Monate dau-
ernden Gewaltaktion die deutschen Siedlungsgebiete Böhmens, Mährens und Sudetenschlesi-
ens, um die von deren Bevölkerung abgelehnte Angliederung an die in der Entstehung begrif-
fene Tschechoslowakei zu erzwingen. Auf Ersuchen der Tschechen billigten die siegreichen 
Ententemächte Frankreich, Großbritannien und Italien die vollzogene Besetzung nachträglich, 
aber auch das wiederum nur bis zur endgültigen Festlegung der Grenzen in einem Friedens-
vertrag.  
Das von US-Präsident Woodrow Wilson proklamierte Selbstbestimmungsrecht ignorierend, 
begnügten sich die tschechischen Verantwortlichen nicht mehr mit der Errichtung eines tsche-
cho(slowak)ischen Nationalstaates, sondern beanspruchten das gesamte Gebiet der histori-
schen böhmischen Länder, auch wenn es zu fast einem Drittel von Deutschen besiedelt war. 
Am meisten zögerten damals die Vereinigten Staaten. Statt der Besetzung zuzustimmen, 
schickten sie auf die entsprechende Bitte Prags nur eine Eingangsbestätigung; und wenig spä-
ter einen Sonderbotschafter, der die Lage im Sudetenland an Ort und Stelle in Augenschein 
nehmen sollte.  
Der US-amerikanische Präsidentenberater Archibald Coolidge übernahm diese Mission und 
legte am 10. März 1919 die gewonnenen Erkenntnisse in einem Bericht vor. Darin bezeugte er 
nicht nur anhand zahlreicher Beispiele den fast einmütigen Willen der Sudetendeutschen, sich 
der "Republik Deutsch-Österreich" anzuschließen, sondern unterbreitete auch konkrete Vor-
schläge für die Ausgliederung zumindest eines Teils der deutschen Siedlungsgebiete aus der 
am 28. Oktober 1918 proklamierten Tschechoslowakei. Ihre Verwirklichung hätte dem Selbst-
bestimmungsrecht von immerhin bis zu zwei Millionen Sudetendeutschen Rechnung getragen 
und dem späteren Nationalitätenkampf viel von seiner Schärfe genommen.  
Edvard Benesch unterlief jedoch bei den Verhandlungen der Pariser Vorortverträge mit fal-
schen Angaben und unaufrichtigen Versprechungen die Berücksichtigung der US-amerikani-
schen Pläne und setzte die Annexion aller sudetendeutschen Gebiete in die Tschechoslowakei 
durch. Die Besetzung des Sudetenlandes durch die Tschechen fand damit gegen die erklärten 
Bedenken der US-Amerikaner ihre friedensvertragliche "Absegnung".  
Als sich die Folgen dieses eklatanten Verstoßes gegen das Selbstbestimmungsrecht durch die 
rücksichtslose Tschechisierungspolitik Prags im Laufe der folgenden zwei Jahrzehnte zu einer 
friedensbedrohenden Krise auswuchsen, hielten es die drei Signatarstaaten des Versailler Ver-
trages Frankreich, Großbritannien und Italien für geboten, ihre Ende 1918 erteilte Zustim-
mung zur Besetzung des Sudetenlandes zurückzuziehen und die "Räumung des Gebietes zu 
vereinbaren", wie es im Münchener Abkommen steht. So konnte Deutschland es in München 
Italien und den beiden Westmächten überlassen, "die Räumung des (sudetendeutschen) Ge-
biets" zu vereinbaren. 
Kaum waren die Unterschriften unter das in München getroffene Abkommen trocken, über-
schritten deutsche Truppen am 1. Oktober die deutsch-tschechische Grenze und nahmen unter 
internationaler Aufsicht etappenweise die in vier Abschnitte aufgeteilten sudetendeutschen 
Gebiete in deutsche Oberhoheit. Vorliegende Bildzeugnisse belegen die reibungslose Überga-
be durch die tschechischen militärischen und zivilen Autoritäten und illustrieren den geordne-
ten Abzug ihrer Einheiten und Organe. Im Unterschied zu der sich beruhigenden internationa-
len Lage entwickelte Staatspräsident Benesch in jenen Tagen hektische Aktivitäten.  
Fest entschlossen, sich mit den in München gefallenen Entscheidungen auf Dauer nicht abzu-
finden, ging er an seine langfristigen politischen Planungen. Dazu gehörte die Verlagerung 
seines Wirkungsbereichs ins Ausland. Das bedeutete zunächst seinen Rücktritt vom Präsiden-
tenamt und die nachfolgende Übersiedlung in jenes Land, dessen Staatschef ein erklärter Geg-
ner Hitlers und "Großdeutschlands" war. So erklärte er am 5. Oktober 1938 seinen Amtsver-
zicht und ging anschließend in die USA. Vor seiner Abreise wandte er sich mit einer Ab-
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schiedsrede an seine Landsleute.  
Darin fanden sich die nachfolgenden Sätze: "Ich wende mich an Euch, um Euch als Präsident 
Lebewohl zu sagen. Ihr wißt, daß 4 Großmächte zusammenkamen und untereinander ein Ü-
bereinkommen trafen über die Opfer, die sie von uns im Namen des Weltfriedens forderten. 
Ihr wißt, daß wir gezwungen wurden, diese Opfer anzunehmen. Die Opfer, die, von uns zur 
Annahme gefordert und uns aufgezwungen wurden, sind maßlos und ungerecht. Die Nation 
wird diese Tatsache niemals vergessen. Vom Stamm unseres Heimatbaumes sind einige Zwei-
ge abgefallen. Nach einiger Zeit wird der Stamm neue Zweige ansetzen. Ich verlasse das 
Schiff nicht, weil es stürmisch ist, sondern werde als Bürger und Patriot meine Arbeit fortset-
zen."  
Benesch hat mit diesen Sätzen die Nachkriegsgeschichtsschreibung entscheidend vorgeprägt, 
indem er den Anteil der Tschechen an der Entwicklung bis zum Münchner Abkommen weit-
gehend verschwieg und seine ehemaligen sudetendeutschen Landsleute letztlich als "abgefal-
lene Zweige" zu menschlichem Kehricht machte, den er 1945/46 mit seinen berüchtigten De-
kreten außer Landes wies. 
Das Abkommen im Wortlaut  
Abkommen zwischen Deutschland, dem Vereinigten Königreich, Frankreich und Italien, ge-
troffen in München, am 29. September 1938 
Deutschland, das Vereinigte Königreich, Frankreich und Italien sind unter Berücksichtigung 
des Abkommens, das hinsichtlich der Abtretung des sudetendeutschen Gebiets bereits grund-
sätzlich erzielt wurde, über folgende Bedingungen und Modalitäten dieser Abtretung und über 
die danach zu ergreifenden Maßnahmen übereingekommen und erklären sich durch dieses 
Abkommen einzeln verantwortlich für die zur Sicherung seiner Erfüllung notwendigen Schrit-
te. 
1.) Die Räumung beginnt am 1. Oktober. 
2.) Das Vereinigte Königreich, Frankreich und Italien vereinbaren, daß die Räumung des Ge-
biets bis zum 10. Oktober vollzogen wird, und zwar ohne Zerstörung irgendwelcher bestehen-
der Einrichtungen, und daß die Tschechoslowakische Regierung die Verantwortung dafür 
trägt, daß die Räumung ohne Beschädigung der bezeichneten Einrichtungen durchgeführt 
wird. 
3.) Die Modalitäten der Räumung werden im Einzelnen durch einen internationalen Aus-
schuß, der sich aus Vertretern Deutschlands, des Vereinigten Königreichs, Frankreichs, Itali-
ens und der Tschechoslowakei zusammensetzt. 
4.) Die etappenweise Besetzung des vorwiegend deutschen Gebietes durch deutsche Truppen 
beginnt am 1. Oktober. Die vier auf der anliegenden Karte bezeichneten Gebietsabschnitte 
werden in folgender Reihenfolge durch deutsche Truppen besetzt ... 
Das restliche Gebiet vorwiegend deutschen Charakters wird unverzüglich von dem oben er-
wähnten internationalen Ausschuß festgestellt und bis zum 10. Oktober durch deutsche Trup-
pen besetzt werden. 
5.) Der in Paragraph 3 erwähnte internationale Ausschuß wird die Gebiete bestimmen, in de-
nen eine Volksabstimmung stattfinden soll. Diese Gebiete werden bis zum Abschluß der 
Volksabstimmung durch internationale Formationen bestimmt werden ... 
6.) Die endgültige Festlegung der Grenzen wird durch den internationalen Ausschuß vorge-
nommen werden. Dieser Ausschuß ist berechtigt, den vier Mächten Deutschland, dem Verei-
nigten Königreich, Frankreich und Italien in bestimmten Ausnahmefällen geringfügige Ab-
weichungen von der streng ethnographischen Bestimmung der ohne Volksabstimmung zu ü-
bertragenden Zonen zu empfehlen. 
7.) Es wird ein Optionsrecht für den Übertritt in die abgetretenen Gebiete und für den Austritt 
aus ihnen vorgesehen. Die Option muß innerhalb von sechs Monaten vom Zeitpunkt des Ab-
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schlusses dieses Abkommens an ausgeübt werden. Ein deutsch-tschechoslowakischer Aus-
schuß wird die Einzelheiten der Option bestimmen, Verfahren zur Erleichterung des Austau-
sches der Bevölkerung erwägen und grundsätzliche Fragen klären, die sich aus diesem Aus-
tausch ergeben. 
8.) Die Tschechoslowakische Regierung wird innerhalb einer Frist von vier Wochen vom Ta-
ge des Abschlusses dieses Abkommens an alle Sudetendeutschen aus ihren militärischen und 
polizeilichen Verbänden entlassen, die diese Entlassung wünschen. Innerhalb derselben Frist 
wird die Tschechoslowakische Regierung sudetendeutsche Gefangene entlassen, die wegen 
politischer Delikte Freiheitsstrafen verbüßen. 
Adolf Hitler, Neville Chamberlain, Edouard Daladier, Benito Mussolini<< 
Der Frieden war scheinbar gerettet, denn Hitler beteuerte, daß er nach Abtretung der sudeten-
deutschen Gebiete keine weiteren Gebietsforderungen stellen würde. In München fanden da-
mals große Freudenkundgebungen statt. Die Briten und Franzosen bereiteten ihren Minister-
präsidenten ebenfalls begeisterte Friedensfeiern. Die Menschen freuten sich aber leider zu 
früh, denn Hitler dachte in jenen Tagen vermutlich keinen Augenblick daran, die vertraglichen 
Zusagen des Münchener Abkommens einzuhalten.  
Bis 1938 nahm Hitler eine Reihe von innen- und außenpolitischen Korrekturen vor, die nicht 
unberechtigt waren. Der erfolgsverwöhnte Führer wurde nicht selten abgöttisch verehrt. Für 
viele war der selbstherrliche Hitler damals der "allmächtige Führer" bzw. eine "erlöserhafte 
Heilsfigur". Er besaß 1938/39 nachweislich das Vertrauen großer Bevölkerungsschichten. 
Millionen von begeisterten Anhängern des NS-Regimes, nicht nur die Jugend, sondern auch 
viele naive oder getäuschte Erwachsene, folgten diesem fanatischen Diktator mit blinder Er-
gebenheit bis zum bitteren Ende in das Verderben.  
Trotz der gewaltsamen Besetzung der Tschechoslowakei erläuterte der britische Premiermini-
ster Chamberlain am 17. März 1939 in Birmingham, "daß die in den Pariser Verträgen festge-
legten Grenzen ungerecht gewesen seien" (x028/56). 
Premierminister Chamberlain erklärte am 17. März 1939 während dieser Rede in Birmingham 
(x243/67): >>... Wieviel Rücksicht hat man genommen auf den Grundsatz der Selbstbestim-
mung, ... als er die Trennung des Sudetengebietes von der Tschechoslowakei und dessen Ein-
verleibung in das Reich forderte? 
Deutschland hat der Welt unter seinem jetzigen Regime eine Serie von unangenehmen Über-
raschungen bereitet. Das Rheinland, der Anschluß Österreichs, die Lostrennung des Sudeten-
gebietes. ...  
Jedoch soviel wir auch einwenden mögen gegen die Methoden, ... etwas ließ sich doch sagen 
– entweder wegen der rassenmäßigen Zugehörigkeit oder wegen allzulang mißachteter gerech-
ter Ansprüche - ... zugunsten der Notwendigkeit einer Änderung der vorhandenen Lage. 
Aber die Dinge, die sich diese Woche unter völliger Mißachtung der von der deutschen Regie-
rung selbst aufgestellten Grundsätze ereignet haben, scheinen zu einer anderen Kategorie zu 
gehören. ... 
Ist dies der letzte Angriff auf einen kleinen Staat? ... Ist dies sogar ein Schritt in der Richtung, 
... die Welt durch Gewalt zu beherrschen? ... 
Ich fühle mich verpflichtet zu wiederholen, ... daß ... kein größerer Fehler begangen werden 
könnte als der, zu glauben, unsere Nation habe, weil sie den Krieg für eine sinnlose und grau-
same Sache hält, so sehr ihr Mark verloren, daß sie nicht bis zur Erschöpfung ihrer Kraft einer 
solchen Herausforderung entgegentreten werde, sollte sie jemals erfolgen. ...<< 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schrieb später über Hitlers aggres-
sive Innen- und Außenpolitik (x192/439-440): >>... Alle Maßnahmen, die der Beseitigung des 
Versailler Vertrages galten, wurden im Volk freudig begrüßt. Weimar verhandelte mühsam, 
Hitler setzte eigenmächtig Fakten und scherte sich keinen Deut um Verträge.  
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Das machte Eindruck – nicht nur in Deutschland, wo die Verehrung für den "Führer" ins Kul-
tische wuchs, sondern sogar im Ausland, das allenfalls mit müden Protestnoten reagierte. Sei 
es die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, das Rüstungsprogramm für die Land-, See- 
und Luftstreitkräfte oder die Besetzung der entmilitarisierten Zone des Rheinlands - stets wuß-
te die Propaganda diese politischen Schachzüge als patriotische Pflichterfüllung des "Führers" 
zu würdigen, der angeblich das deutsche Volk aus den Fesseln von Versailles befreite. 
Wer sich allerdings von der Propaganda nicht benebeln ließ, konnte bald erkennen, daß es 
Hitler nicht um eine Revision von Versailles ging, sondern um Etappen auf dem Weg zu ei-
nem Weltanschauungskrieg zwischen Nationalsozialismus und Kommunismus. ... 
Nicht alle Beobachter beklagten diese unverhüllten Verletzungen der Friedensvereinbarungen 
von 1919, und auch die harten Maßnahmen der linken und rechten totalitären Regierungen 
wurden nicht einmütig verurteilt. Im Westen hatte man vielfach den Eindruck , daß die faschi-
stischen und kommunistischen Diktatoren ihre Wirtschafts- und Sozialprobleme auf ähnliche 
Weise - und mit deutlich mehr Erfolg als die eigenen, demokratischen - zu lösen suchten, und 
beide Ideologien erfreuten sich in den meisten Demokratien einer nicht geringen Anhänger-
schaft.  
Die autoritären Methoden, die gegen Regimegegner eingesetzt wurden – wahllose Verhaftun-
gen, Schauprozesse, Arbeits- und Konzentrationslager – waren zweifellos bekannt, doch viele 
entschuldigten sie mit dem Argument: "Wo gehobelt wird, da fallen Späne." Wer zum Wider-
stand gegen den Kommunismus oder gegen die Aggression Hitlers und Mussolinis aufrief, 
wurde als Kriegstreiber abgestempelt ...<< 
Der deutsche Historiker Walter Post berichtete später in der katholischen Monatsschrift 
"THEOLOGISCHES" Nr. 7/8 - 2001 über den "Weg in den Zweiten Weltkrieg" (x853/...): 
>>... In der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre wurde die internationale Politik zunehmend von 
Spannungen beherrscht. Diese fanden ihren Ausdruck im Einfall Japans in Zentralchina, dem 
Krieg Italiens gegen Abessinien, der deutsch-italienischen Intervention im Spanischen Bür-
gerkrieg, vor allem aber der Revision der Versailler Ordnung durch Deutschland. 
Der deutsche Reichskanzler Hitler war ein typischer österreichischer Alldeutscher und ein 
ebenso typischer "Frontkämpfer" des Weltkrieges 1914/18. Sein erklärtes außenpolitisches 
Ziel war die Wiederherstellung jener Vormachtstellung, die Deutschland und Österreich-
Ungarn bis 1918 in Mitteleuropa innegehabt hatten, diesmal aber unter dem Vorzeichen eines 
"Großdeutschland", in dem alle in Mitteleuropa lebenden Deutschen vereinigt sein sollten. 
Zwar sprach Hitler gelegentlich davon, daß Deutschland "Lebensraum im Osten" gewinnen 
müsse, aber es gab keinerlei konkrete Planung zur Verwirklichung dieses Zieles. Bis 1941 
gingen sämtliche deutschen Rüstungsprojekte nur von einem Krieg in Mitteleuropa aus. Die 
von Hitler angestrebte Restauration der Machtverhältnisse in Europa mußte alle Ergebnisse 
des Ersten Weltkrieges zunichte machen, weshalb ein Interessenkonflikt mit den Siegermäch-
ten von 1918, vor allem mit England und Frankreich, unvermeidlich war. 
Im Jahre 1938 erfolgte der Anschluß Österreichs und des Sudetengebiets, der deutschen Kern-
gebiete des ehemaligen Österreich-Ungarn, an das Deutsche Reich. Im März 1939 besetzte die 
deutsche Wehrmacht die sogenannte "Resttschechei", die als "Protektorat Böhmen und Mäh-
ren" einen ähnlichen Status erhielt wie einstmals eine Provinz in der k.u.k. Monarchie. Eng-
land und Frankreich hatten die deutsche Revisionspolitik nur mit äußerstem Widerwillen hin-
genommen, aber der britische Premierminister Chamberlain hatte erkannt, daß ein neuer 
Weltkrieg den Ruin des britischen Weltreiches bedeuten würde und hatte daher alles getan, 
um einen militärischen Konflikt zu vermeiden. Aufgrund der innenpolitischen Instabilität 
Frankreichs waren die Pariser Regierungen außenpolitisch nur begrenzt handlungsfähig und es 
blieb ihnen nichts anderes übrig, als Chamberlain zu folgen. 
Deutschland konnte sich beim Anschluß Österreichs und des Sudetengebiets auf das Selbstbe-
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stimmungsrecht der Völker berufen, und es wäre den Regierungen in England und Frankreich 
schwergefallen, ihre Öffentlichkeit von der Notwendigkeit eines Krieges zu überzeugen, nur 
um die Österreicher und die Sudetendeutschen daran zu hindern, sich an das Deutsche Reich 
anzuschließen. 
Dennoch war Chamberlains Konzeption der Befriedigung der legitimen deutschen Ansprüche 
und einer milden Eindämmung Deutschlands, der sogenannten "Appeasement-Politik", in 
England keineswegs unumstritten. Die britische Opposition gegen die "Appeasement-Politik", 
die in Winston Churchill ihren Wortführer fand, vertrat die Überzeugung, daß eine friedliche 
Koexistenz mit dem nationalsozialistischen Deutschland auf Dauer unmöglich und ein Krieg 
unvermeidlich sei.  
Die "Anti-Appeaser" genossen die Unterstützung des amerikanischen Präsidenten Franklin D. 
Roosevelt und eines Teils der amerikanischen Presse, die in England erheblichen Einfluß be-
saß. Roosevelt betrachtete die autoritären Regime in Deutschland, Italien und Japan als eine 
Gefahr für den Weltfrieden, die beseitigt werden müsse. Als Fernziel schwebte ihm die Er-
richtung einer neuen Weltordnung unter amerikanischer Führung vor, wobei er einer freund-
schaftlichen Zusammenarbeit mit der Sowjetunion große Bedeutung beimaß. Roosevelt glaub-
te, daß die UdSSR sich langfristig zu einer Demokratie entwickeln würde. Die militärische 
Besetzung der "Resttschechei" im März 1939, die einen schweren Verstoß gegen das bisher 
von Deutschland angerufene Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Völker darstellte, gab 
den "Anti-Appeasern" in England, Frankreich und den USA erheblichen Auftrieb. ...<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck (von 2001-2006 Botschafter in 
Rom) berichtete später über die Gründe für den Ausbruch des Zweiten Weltkrieges (x878/...): 
>>Die Ursprünge des 2. Weltkriegs  
Im Jahre 1961 veröffentlichte A(lan), J(ohn), P(ercivale) Taylor ein Buch über die "Ursprünge 
des 2. Weltkriegs" (The Origins of the Second World War), das in Großbritannien heftigste 
Diskussionen auslöste.  
Es liest sich wie der Kontrapunkt zum zeitgleich 1961 erschienen Buch von Fritz Fischer 
"Griff nach der Weltmacht" über die deutsche Kriegsschuld am 1. Weltkrieg. Zwei Historiker, 
die die damals gängige, vorherrschende Meinung zur Politik Ihrer Nationen zum Beginn des 
1. und 2. Weltkriegs massiv in Frage stellten und weit über den Kreis der Fachhistoriker hin-
aus aufwühlende Kontroversen auslösten. Fritz Fischer setzte sich in Deutschland durch, Tay-
lor verlor seinen Lehrstuhl an der Universität Oxford in England. ... 
Was war so provokant am Buch von Taylor? Er widersprach einem Geschichtsbild, das für 
Politik und Öffentlichkeit in Großbritannien, aber auch für die anderen Siegermächte zum 
Vorlauf und Ausbruch des 2. Weltkriegs feststand. Danach hatte eine Gruppe verbrecherischer 
Nazi-Größen, Militärs, Ministerialbeamter, Wirtschaftsführern etc., allen voran Hitler, den 
Krieg zielstrebig vorbereitet, um Anfang September 1939 mit dem Angriff auf Polen schließ-
lich den 2. Weltkrieg zu beginnen. Sie waren In Nürnberg nach 1945 als Kriegsverbrecher vor 
Gericht gestellt und (meist) verurteilt worden. Damit waren die Siegermächte von jedweder 
(Mit-)Verantwortung entlastet. Taylor stellte diese Selbstgewißheit insbesondere der briti-
schen Siegermacht entschieden in Frage. ... 
Argumentation A. J. P. Taylors  
Vorausgeschickt werden muß, daß Taylor ein anerkannter Fachhistoriker der Außenpolitik der 
europäischen Großmächte (Diplomatiegeschichte) und der deutschen Geschichte des 19. und 
20. Jahrhunderts war. Er war ein hervorragender Kenner insbesondere der britischen Außen-
politik und der einschlägigen Aktenlage. Nicht ohne Grund war er bis zu seinem "Rauswurf" 
1964 Professor an der Eliteuniversität Oxford. ... 
London neigte eher zu Zugeständnissen an Deutschland als Frankreich, das Deutschland dau-
erhafte, um nicht zu sagen endgültige Fesseln anlegen wollte. Mit der Rheinlandbesetzung 
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Februar 1936 endete schließlich das Versailler Vertragsregime. Hitler stieß auf keinen nen-
nenswerten Widerstand der Westmächte, als er die Wehrmacht dort einrücken ließ. Dasselbe 
gilt danach für den Anschluß Österreichs März 1938 und auch für das Münchner Abkommen 
September 1938, das die Zerschlagung der Tschechoslowakei besiegelte. Hitler schritt von 
einem Erfolg zum anderen und machte die Erfahrung, daß die Westmächte (einschließlich 
Italiens) in der Krise stets nachgaben.  
Mit der Darstellung des Ablaufs und der Komponenten dieser Krisen entfernt sich Taylor aber 
in drastischer Weise vom üblichen Narrativ, das Hitler als Aggressor zeigt, der mit Bluff, Er-
pressung, Drohungen und Gewaltanwendung planmäßig und skrupellos seine Ziele durchsetz-
te. Taylor sieht in Hitler vielmehr einen Machtpolitiker, der die Krisen, die jedenfalls in Öster-
reich und der Tschechoslowakei im Wesentlichen ohne sein Zutun entstanden seien, zu seinen 
Gunsten nutzte. Er sei dabei nicht anders vorgegangen als andere zeitgenössische Staatsmän-
ner. Auch die Politik westlicher Politiker habe letztlich auf Gewalt beruht: Frankreichs Politik 
auf der Armee, die britische auf der Seemacht. Wenn westliche Politik moralisch überlegener 
erschienen sei, dann weil sie auf die Bewahrung des Status quo gerichtet gewesen sei, die Po-
litik Hitlers auf dessen Revision (S. 71).  
Die Methode Hitlers sei auch nicht Aggression sondern Geduld gewesen. Er habe gewartet, 
bis die Krise sich entfaltete, bis sich eine Gelegenheit bot. Stets habe er gewartet, daß ihm 
London, Paris oder auch Mussolini/Italien Lösungen der Krise anboten. Intuitiv habe er erfaßt, 
daß weder die führenden Politiker Großbritanniens noch Frankreichs ihre "kostbare", und 
mühsam errungene Position als imperiale Siegermächte des 1. Weltkriegs mit einem größeren 
kriegerischen Konflikt aufs Spiel setzen oder schwächen wollten. Stets hätten sie nach Mög-
lichkeiten gesucht, die zum Teil als legitim angesehenen Ansprüche Hitlers auf einigermaßen 
verträgliche Weise zu befriedigen. Hitler stellte keine präzisen Forderungen, er wartete auf 
Vorschläge und Konzessionen, um dann noch mehr zu verlangen. Hitler habe je nach Lage 
agiert. Er sei ein Meister des Wartens gewesen.  
Solange er das Recht der Deutschen auf Selbstbestimmung in Österreich oder den Sudeten 
einforderte, hatte er ein Prinzip des Versailler Vertrags auf seiner Seite. Versailles hatte das 
Selbstbestimmungsrecht allen Völkern zugesprochen - außer den Deutschen:  
Das österreichische Parlament hatte 1919 einstimmig für den Anschluß an das Deutsche Reich 
votiert, was in den Versailler Verträgen dann verboten wurde. Die dreieinhalb Millionen 
Deutschen in Böhmen/Mähren hatte niemand gefragt, ob sie tschechoslowakische Staatsbür-
ger werden wollten. Die Trennung Ostpreußens vom Reich durch den polnischen Korridor 
und die Lage Danzigs waren in Deutschland durchweg als unerträglich abgelehnt worden. Die 
Revision des Versailler Vertrags wurde von der überwältigenden Mehrheit der Deutschen 
mitgetragen. Das wußte man in London und Paris. Man war beunruhigt und fragte sich, wie 
man die sich abzeichnenden und zuspitzenden Krisen/Konflikte entschärfen könnte. ... 
Hitlers politischer Instinkt, mit dem er sich vorsichtig und abwartend von Erfolg zu Erfolg 
gehangelt habe, sei durch München korrumpiert worden. Danach habe er geglaubt, mit Bluff, 
Einschüchterungen, Drohungen und gekonnt orchestrierten Nervenkriegen weitere Erfolge 
einfahren zu können. Schließlich hatte man in London und Paris das Münchner-Abkommen 
als großen Erfolg und Triumph der Appeasement-Politik gefeiert.  
Insbesondere nach Abschluß des Hitler-Stalin Paktes vom 23. August 1939 sei Hitler davon 
ausgegangen, daß London und im Gefolge Paris es nicht darauf ankommen lassen würden, 
einen großen Krieg zu riskieren, wenn er versuchen würde, die Danzig- und Korridorfrage 
gewaltsam zu lösen. Daß es überhaupt zu einem deutsch-sowjetischen Pakt kam, lastet Taylor 
der dilatorischen und streckenweise amateurhaften Politik Londons an, das seit Monaten eben-
falls mit Moskau verhandelt hatte. 
Letztlich sei eine Lösung der Danzig- und Korridorfrage an der sturen Haltung Polens ge-
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scheitert, das weder zu Konzessionen gegenüber Deutschland noch der Sowjetunion (Durch-
marsch-Recht für sowjetische Truppen - nur so konnten sie in den Konflikt eingreifen) bereit 
gewesen sei. London habe sich durch die Garantie für Polen zum Gefangenen Warschaus ge-
macht. London habe nicht entschieden genug bei Hitler interveniert, um ihm die eigene Ent-
schlossenheit klar zu machen. Der britische Botschafter in Berlin, Henderson, habe mit seiner 
deutschfreundlichen Haltung Hitler vielmehr in der Annahme bestärkt, London würde auch 
dieses Mal zurückweichen.  
Mit der Kriegserklärung an Deutschland vom 3. September 1939, gefolgt von der Frankreichs, 
habe London einen Krieg begonnen, in dem es Polen nicht effektiv, d.h. militärisch beistehen 
konnte - und aus Kriegsgründen (Danzig und Polnischer Korridor), zu denen es die deutsche 
Position mehr oder weniger teilte und versucht hatte, in diesem Sinne auf Warschau einzuwir-
ken.  
Beurteilung / Verurteilung?  
Wer dieses Buch im Kontext der heutigen deutschen Diskussion auch im weiteren Zusam-
menhang der Debatten um den Ausbruch des 1. Weltkriegs liest, ist zunächst einmal verblüfft. 
Verblüfft darüber, daß ein solches Buch von einem der maßgeblichen Historiker Englands 
1961 publiziert wurde und mehrere Auflagen erlebte. Ist das Buch Taylors ein typisches Bei-
spiel für die bekannte Exzentrik einiger britischer Geistesgrößen? Allerdings werden Exzen-
triker eben nur hingenommen oder belächelt, nicht aber leidenschaftlich diskutiert. Spricht aus 
ihm britische Fairneß: Et auditur altera pars! (Auch die andere Seite muß gehört werden)? 
Dann hätte Taylor an der einen oder anderen Stelle sicher darauf hingewiesen.  
Bei den Briten muß er einen wunden Punkt getroffen haben, sonst wäre sein Buch als abseitig 
und abwegig, gewissermaßen als randständig und Irrläufer abgetan worden. Das geschah ge-
rade nicht: es wurde heiß und leidenschaftlich diskutiert, mit dem Ergebnis, daß Taylor in Ox-
ford vor die Tür gesetzt wurde. Hier kratzte einer am historisch-politischen Selbstverständnis 
Großbritanniens - und er sprach "ex cathedra", vom Katheder der altberühmten Universität 
Oxford. ...<< 
 


